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Dieſe Woche ſtand Deutſchland unter dem Ein
druck zweier ſehr verſchiedenartiger Geſchehniſſe. Das
eine, erſchütternde das durch unvexantwortliche pol
niſche Fahrläſſigkeit verſchuldete grauenvolle Eiſen
bähnunglück im Korridor, dem Zahlreiche
Menſchen, im Dunkel der Nacht, anfangs von jeder
hilfebringenden Verbindung abgeſchnitten, zum Opfert Das andere, erhebende: die Ein wei ung
des Deutſchen Muſeums und der Deutſchen
Akademie in München, in Anweſenheit von
Vertretern der Regierungen von Reich und Ländern,
in ihrer Spitze der ſtellvertretende Reichs

präſident Dr. Simons und Reichskanzler
Luther, ſowie einer Reihe führender Perſönlichkeiten

des deutſchen Geiſteslebens, wie Gerhart Haupt
mann und Thomas Mann. Dieſe Feier bedeutet
einen Sieg des deutſchen Geiſtes, über alle Hinderniſſe

hinweg.n innerpolitiſcher Beziehung wäre nur die große
Steuerdebatte im Reichstage zu erwähnen,
bei der der demokratiſche Redner, Abg. Dr.

ſcher, die Ausführungen des Reichsfinanz-
niſters von Schlieben einer ſcharfen Kritik
Jm übrigen herrſchte in dieſer Woche Ruhe nach

Sturm, vielleicht auch Rühe zwiſchen den

binett Braun erhält das von rn
an d

geforderte
tag wird

wegen zahlreicher Wahlbeeinfluſſungen ange
n hat und das Wahlprüſungsgericht dieſe Frage

nſtlich zu prüfen haben, ſei hier nur nebenbei
t.) Das Verbrechen der Rechten dem greiſen

marſchall gegenüber wird ihr jedenfalls endgültig
werden, wenn Hindenburg den CanoſſaWeg zum
tſchen Reichstage wird antreten müſſen, um unter
verhaßten ſchwarze-rote goldenen Fahne
Eid auf die verhaßte republikaniſche

Verfaſſung zu leiſten. Wir bedauern, daß dem
alten Herrn dies zugemutet werden muß. Und wir be
klagen es, daß wir an dem Tage um eine Jlluſton

er werden ſollen. Aber wir können auf die Aktiv
des kommenden Dienstag vbuchen: Sieg der
üblikaner über die Monarchiſten!wiß, vielleicht iſt es nur ein PyrrhusSieg, und

Maulwurfsarbeit der Monarchiſten geht weiter.
Aber daß die Deutſchnationalen plötzlich nicht mehr

r „SchwarzRotMoſtrich“ höhnen, ſondern fortan
t Achtung von den Farben reden müſſen, unter

indenburg ſeinen Eid leiſten und regieren

ſändlichen Gründen An den Einzugsſeierlichkeiten
denburgs nicht teilnehmen, ſondern das Feld den

gnern nſeres heutigen Staates überlaſſen will.
l der neue Reichspräſident, nachdem er Unter der

ſchwarzrot goldenen Fahne ſeinen Eid auf die Re
puüblik geleiſtet hat, am Spalier nur der monarchiſtiſchen

bände mit ihren ſchwarzweißroten Flaggen vorbei
ſeinem Palais fahren, auf dem wiederum das
blikaniſche Banner wehen wird, unter dem er
n regieren ſoll? Wir hoffen, daß den neuen

eichspräſidenten die Fahnen der deutſchen Republik
überwältigender Fülle begrüßen werden!

und auch das gilt uns als Erfolg unſerer Jdeen,
ß die „D. Z. bereits darüher jammert, die Wahl

Hindenburgs Werde keinen Sieg der deutſchnationalen
n bringen. In der Tat, die Rechte wird ſchnell

genug einſehen müſſen, daß der Feldmarſchall, ebenſo
wie die deutſchnationalen Miniſter, keine andere als
die bisherige zwangs läufige Außenpolitik wird
treiben können. Und jetzt ſchon bangt ihr nach all

ihren großen Verſprechungen! vor der Frage: „Wieſage ich es meiner Wählerverſammlung?“ Daher wirft
die D. Z. noch einige „kraftvolle, nationgale“ Dekla
mationen ihren Leſern hin, die die Herzen vor Begeiſte

ng erbeben machen, wie dieſe: „Wer heute noch von
r Erfüllung des DawesPlanes redet, begeht Landes
rrat!“ Es nützt der „D. Z.“ nichts: Reichs
nzler Luütther, der keine Phraſen, ſondern ver
twortliche Politik macht, beeilt ſich, zu erklären, daß

deutſche Außenpolitik unverändert denſelben Kurs

behalten wird.

ſowohl auf das Sicher
utſchen Reichsregie wiefrage zu ſtehe De

ee

törichten Phraſen der
recht geeignet, auch unſererſeits eine Atmo

re der Verſtändigung zu ſchaffen

n ſtatt ſ,

Freitag, den 8. Mai 1925, Nachm. 6,30. Nach Redaktionsſchluß kommt aus Berlin die tele
der Deutſchnationale Mißtrauensantrag mit 222 gegen 216 Stimmen abgelehnt wurde.

Der Dank an
Reichsbanzler a. D. Marx hat an die Parteien und

Wähler des Volksblocks die nachſtehende Kundgebung
erlaſſen:

„Es iſt mir ein tiefempfündenes Bedürfnis, den
über dreizehneinhalb Millionen Wählern deutſcher
Männer und Frauen, die am Wahltag mit mir ein auf
richtiges Bekenntnis zum republikaniſch demokratiſchen
Staat abgelegt haben, herzlichſten Dank zu ſagen. Dank
für die Mitarbeit, die ſie geleiſtet haben; Dank vor
allem aber für die Treue, die ſie unſerer jungen deut
ſchen Republik bekundet haben. Die Entſcheidung iſt
gegen uns gefallen. Generalfeldmarſchall v. Hinden
burg iſt zwar nicht mit abſoluter Mehrheit zum Reichs
präſidenten gewählt, aber infolge der ſtaats- und
arbeiterfeindlichen Haltung der Kommuniſtiſchen Par
tei hat ſich doch eine relative Mehrheit des deutſchen
Volkes für den Kandidaten des Reichsblocks ergeben.
Es iſt für uns indes ein ſtolzes Bewußtſein, daß die
Wähler des Volksblocks ſich von klarer politiſcher Er
kenntnis leiten ließen. Sehr viele Wähler des Reichs
blocks aber, von denen nicht wenige dasſelbe wollen
wie wir, haben ſich aus unpolitiſchen Stimmungen zur
Wahl des Generalfeldmarſchalls v. Hindenburg ent
ſchieden, hinter dem Männer, Gruppen und Schichten
ſtehen, die in ihren innen und außenpolitiſchen Wün
ſchen und Forderungen auseinanderfallen.

Wir haben im Volksblock nur dem Vaterland
dienen wollen, und weil uns der Dienſt am Vater
land über alles geht, werden wir uns in echt dem o
kratiſcher Geſinnung der getroffenen Entſchei
dung einer Mehrheit des Volkes willig fügen
Wir als die Schützer der Verfaſſung haben die heilige
Pflicht, in dem verfaſſungsmäßig gewählten Reichs
präſidenten den Repräſentanten des deutſchen Volkes
und en ler er zu achten. Wir dürfennicht in den Fehler unſerer Gegner verfallen die ehe
dem vor keiner Verunglimpfung und Verdächtigung
des Vorgängers des jetzigen Reichs

Halle (S.), Sonnabend, 9. Mai 1925

räſidenten zurück

ſchreckten und damit ſich gegen die Gebote der Staats
autorität ſchwer verſündigt haben.

Es wird aber auch weiterhin die Pflicht der Repu
blikaner ſein, jetzt erſt recht feſt zuſammen
zuſtehen, um der Jdee, für die wir gekämpft haben,
zum endgültigen Sieg zu verhelfen. Wir müſſen jetzt
der Welt den Beweis erbringen, daß nicht die Deutſche
Republik am letzten Sonntag unterlegen iſt, daß in
Deutſchland der Geiſt wahrhaft demokratiſcher und
ſozialer Geſinnung lebendig bleibt, und daß wir feſt
halten an dem Entſchluß, auf dem Weg ehrlicher Ver
ſtändigung mit den anderen Nationen zu einer Be
friedung Europas und der Welt zu gelangen.

Wir ſchämen uns nicht unſerer Niederlage, denn wir
haben als aufrechte Männer und Frauen ehrenvoll
und nicht ohne Erfolg gekämpft. Wir ſind ſtolz darauf,
daß unſer Kampf ſachlich geführt wurde; wir haben
dem Gegner niemals die vaterländiſche Geſinnung ab
geſtritten; wir haben niemals durch Entfachung kon
feſſioneller Leidenſchaften unſerer Sache zu dienen ver
ſucht. Der große Gedanke der Volksgemeinſchaft
wurde von uns auch im Wahlkampf nicht preisgegeben.

Uns eint die klare Erkenntnis der harten Notwen
digkeiten unſerer Außenpolitik; uns eint das Bewußt
ſein, daß ein unzweideutiges Bekenntnis zur Deutſchen
Republik die notwendige Vorausſetzung einer ſtarken
Staatsautvrität iſt; uns eint der Wille, unſer ganzes
öffentliches Leben mit ſozialem Geiſt zu durchdringen.

Wir vergeſſen auch nicht, daß noch Millionen unſe
rer Volksgenoſſen unter der Laſt fremder Beſatzung
leiden. Kein Opfer darf uns zu groß ſein, um ihnen
n dem ganzen deutſchen Vaterland die Freiheit zu
ringenFür dieſe großen Ziele kämpfen wir gemneinſamn

weiter. Dem Vaterland unſere Liebe, dem Vaterland
unſere Arbeit.“

Marrx, Reichskanzler a. D.
r e

Der neue amerikaniſche Botſchafter in
London der bisherige gerechte und verſtändnis
volle Vertreter der Vereinigten Staaten in Berlin,
Hougthon, hat ſoeben in der engliſchen Hauptſtadt
eine bedeutungsvolle Rede gehalten, die allenthalben
großes Aufſehen erregt hat und als Ausdruck der öffent
lichen Meinung Amerikas und ſeiner offiziellen Vertreter
gewertet wird. Mit Recht wird betont, daß dieſe Rede
ſchon vor 7 Jahren in Verſailles hätte gehalten werden
ſollen, und man betrachtet ſie als den erſten offiziellen
Vorſtoß der Regierung Collidges gegen den
Vertrag von Verſailles. Die Winke an die
Adreſſe Frankreichs aber auch Deutſchlands, ſind
deutlich genug: „Wenn die Antwort zugunſten des
Friedens ausfällt, kann Europa verſichert ſein, daß
lmerika in ſeiner Hilfsbereitſchaft bis zum äußerſt

öglichen gehen wird. Aber wenn, was Gott ver
hüten möge, die Antwort weiterhin verwirrend und
zweifelhaft ausfällt, dann befürchte ich, daß die jetzt
im Gange befindlichen Verfahren undAktionen, um Europa zu helfen, ihren
unvermeidlichen Abſchluß finden wür-den Wir verzichten daher darauf, Ratſchläge zu
erteilen aber ich kann Jhnen verſichern, daß das ame
rikaniſche Volk nicht nur hofft, ſondern darum betet,
daß bald ein Frieden zuſtande kommen möge, nicht ein
Frieden, der durch die Gewalt herbeigeführt wird,
Und der daher nur der Vorläufer eines neuen Krieges
ſein kann, ſondern ein Frieden, der alle moraliſche
Unterſtützung der ganzen Menſchheit verdient und er
halten wird, weil er gerecht iſt. Die Rede Houg
thons war das größte politiſche Ereignis dieſer Woche;
möchte ſie diesſeits und jenſeits des Rheins in ihrem
ganzen Ernſt verſtanden und gewertet worden ſein!

Freitag, den 8. Mai 1925.
M. D.

Franzöſiſche Debatte zur Kriegs
ſchuld?

Eine öffentliche Diskuſſion in Paris in Ausſicht
genommen.

Solange die Deutſchnationalen in der Oppoſition
ſtanden, haben ſie immer ſchärfſtes Vorgehen der
Reichsregierung in der Kriegsſchuldfrage verlangt.
Seit ſie im Kabinett ſiten, hat dies zurKriegsſchuld frage gar nichts mehr
unternommen, während die früheren Reichs
regierungen, insbeſondere die der Weimarer Koga
lition, gegen die Behauptung von der alleinigen
Schuld Deutſchlands am Kriege ſchärfſten Proteſt ein
e haben. Jetzt ſcheint dieſe Angelegenheit in

rankreich in Fluß zu kommen. Anlaß dazu gab
ein Meer des Direktors der Zeitung „Aux Ecoutes“,
Paul Levy, eines der energiſchſten Verteidiger
Poincareés und ſeiner Vor Kriegs und Nach
See eiren an den Direktor des Club du Fauboutg,
Leo Poldes, folgenden Jnhalts:

Wenn die Herren des Club du Faubourg in
ei großen Saale vor der OeffentlichkeitDeſne freie Diskuſſton eröſſnen würden, an

t immer hinter verſchloſſenen Türen zu hälten,
würden wir uns zur Verfügung ſtellen und ihnenzeigen, wer die Schuld am Kriege trägt

Hierauf erwiderte Poldes:

„Jch kenne zur Genüge die Aufrichtigkeit, den Mut
und däs Talent von Pioch, Margueritkte,

Judet, Gouttenoire de Toury u. a. um
nicht überzeugt zu ſein, daß ſie, weit entfernt, ſich
Jhrem Vorſchlage zu entziehen, demſelben mit
Freude zuſtimmen werden. Der Club de Faubourg
nimmt ihn alſo an, wo Sie wollen, wann Sie wollen
Und mit den Rednern, die Sie haben wollen.
Die „Ere Nouvelle“ ſpricht die Hoffnung aus, daß

die Diskuſſion zuſtande komint und daß an ihr auch
noch andere Redner ſich beteiligen werden, ſo nament
lich Marcel Cachin und Vaillant Couturier,die beiden Kommuniſten, die im Juli 1922 eine große
Interpellation über die Kriegsſchuldfrage in der
Kammer einbrachten; ferner Fabre-Luce, der Ver
faſſer von „La Victoire“, und Matthias Morhardt,
der Verfaſſer von es preuves“. Endlich hat auch der
in der Kriegsſchuldfrage eifrig tätige Schriſtſteller Ar
mand Charpentier einen Brief an Poldes ge
ſchrieben, in dem es heißt:

„Jch leſe ſoeben in der letzten Nummer der „Fau
bourg“ den Brief, den Sie an Paul Levy e
der Organiſation einer großen Diskuſſion über die
Kriegsſchuld Poincarés gerichtet haben.
Ich bitte ſchon jetzt, mich unter ſeine An
kläger einzureihen. Es iſt hohe Zeit, die
öffentliche Meinung über die Rolle aufzutlären,
welche dieſer Politiker ſeit 15 Jahren zum Un
heile Frankreichs und der Menſchheit
geſpielt hat. Aus verſchiedenen neuerdings ver
öffentlichten Dokumenten geht klar hervor, da ß
Poincaré, gemeinſam mit Jſwolſki,
die franzöſiſcheruſſiſche Politik nach
einem Kriege hin vrientiert hat, den er
zu Unternehmen wünſchte, um ElſaßLothringen von
Deutſchland zurückzunehmen.

Zu dieſer Frage bringen unbeſtreitbares Be
laſtungsmaterial ferner die Schwarzbücher, die Auf
zeichnung von Georges Louis, die Werke von Mor
hardt und FabreLüce, wie endlich die An Ge
ſtändniſſe Poincares ſelbſt in der Oktobernummer
der „Revue de l Universite de Paris“.

Aber die Verantwortlichkeiten dieſes Mannes ſind
mit der Entfeſſelung des Weltkrieges nicht erſchöpft
Er iſt gleichfalls zu einem Teile verantwortlich
für die Ablehnung der von Deutſchland 1916,
von Oeſterreich und Rußland 1917 gemachten
Friedensvorſchläge.

Endlich hat Poincaré in der Fortſetzung
ſeiner imperigaliſtiſchen Politik und zur
Eroberung des linken Rheinufers alles getan ſeit
1919, um den Krieg zu verlängern. Jn
dieſem Ziel hat er alle engliſchen, amerikaniſchen, bel
giſchen und italieniſchen Vorſchläge zur Wieder
ar Europas und zur Verſöhnung Deutſche
ands und Frankreichs zum Scheitern gebracht.

Wieder zur Mächt gelangend, wütde er ſich des pol
niſchen Jmpertalismus bedienen im einen
Neuen Krieg vom Zaune zu brechen

Wenn dieſe Diskuſſion ſtattfindet, wird ſie zweifel
los einen wertvollen Beitrag zur Aufklärung der
öffentlichen Meinung in Frankreich und der ganzen
Welt bilden.
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Von einem Fachmann.
(Schluß).

Eine Gefahr für die Republik.
Die größten Gefahren birgt die rechtspolitiſche

Preſſe-Beeinfluſſung für die Deutſche Demokratiſche
Partei. Ein paar großſtädtiſche Blätter von Rang
und Auflage dringen bis zu den breiten Maſſen der
Wählerſchaft nicht vor, und ihre Tendenz iſt e Wan
ſo bekannt, daß ſie über die Reihen der Partei
mitglieder hinausgehend keine eigentliche Stoß und
Werbekraft zu entwickeln vermögen. In der Provinz
wird die Situation der demokratiſchen Preſſe immer
ſchwieriger, je weiter die Einflußnahme von rechts vor
getragen werden kann und je mehr die von dieſer Seite
ausgehenden Leiſtungen geſteigert werden.

Die Telegraphen-Union. neben dem offiziöſen
WolffBuregau, das einzige große Nachrichten- Unter
nehmen in Deutſchland, iſt in der Preſſe vorherrſchend.
Das Wolff-Bureau hat in ſeiner einſeitig bureaukra
tiſchen Organiſation in den ſechs Jahren ſeit 1918 für
die Propagierung der demokratiſchen Idee ſo gut wie
nichts vermocht. Außer Wolff und Telegraphen- Union
beſteht in Berlin noch ein drittes (größeres) Unter
nehmen, der PreſſeVerlag Dr. Rudolf Dammert, der

r

einige hundert deutſche Blätter beliefert und politiſch
mehr freiheitliche Tendenzen vertritt. Der Dammert
Verlag kann aber als leiſtungsfähiges erſtklaſſiges
Unternehmen nicht gelten, wenigſtens nicht in ſeiner

heutigen Geſtaltung. eAn Preſſe-Organiſations- Einrichtungen hat die
Deutſche Demokratiſche Partei nichts auſguweiſen, was
irgendwie die auf dieſem Gebiet von rechts geleiſtete
Arbeit wettzumachen vermöchte. Was an Korreſpo
denzen vorhanden iſt. kann mit dem von der Gegenſei
Gebotenen nicht entfernt verglichen werden. trotzdem
doch gerade Berlin, das Zentrum der intellektuellen

die Provinzpreſſe nach der Methode der Wipro emp

tiſcherſeits bei richtiger Auffaſſung des Problems zu
bieten vermöchte.
großen Geſamtheit
geſehen), alſo diejenige Preſſe,

kommt, iſt im allgemeinen für Förderung im guten

nur, da ſie meiſt Erwerbs Unternehmungen darſtellt,
der Oktroyierung plümp vorgetragener Tendenzen

der TelegraphenUnion und ihrer Hinte
in der Provinz nicht mehr unbekannt iſt.

Die Unternehmungen des Herrn Dr. Hugenberg
haben es eben verſtanden, ſich pſychologiſch rich
tig einzuſtellen und die indirekte und mittel
bare Einflußnahme auf die Provinzpreſſe der direkten
und uninittelbaren, die naturgemäß Abwehr und
Widerſtreben weckt, vorzuziehen. Unter dieſem Geſichts
winkel betrachtet, gewinnt der Erfolg der rechtspoli
tiſchen Stimmungsmache, der ſeit 1919 deutlich erkenn
bar iſt, ſeine natürliche Erklärung. Er iſt das Ergeb
nis methodiſcher und zielbewußter Arbeit, die ſich

die ſich auch weiterhin lohnen wird.
Notwendigkeit einer unabhängigen Preſſe

Sollte es der Deutſchen Demokratiſchen Partei un
möglich ſein, auch für ſich die Kanäle zu öffnen, die
„zum Gehirn des Volkes führen
berg hat mit dem Appell an die Lebens Intereſſen der
Znduſtrie und der Großlandwirtſchaft die Kraſte und
Mittel zum Aufbau ſeiner Organiſation zuſammen
gebracht, die heute tatſächlich eine der ſchärfſten und
wichtigſten Waffen im Dienſt der anti demokratiſchen
Parteten und Wirtſchafts Gruppen iſt.

Kine im demokratiſchen Geiſt arbeitende, pſycho
logiſch richtig eingeſtellte Organiſation zur Einfluß
nahme auf Preſſe und Volksſtimmung iſt Lebens
bedingung und Lebensnotwendigkeit für die demokra
tiſche Sache in der deutſchen Republik Die republi
kaniſche Jdee hat in Deutſchland Würzel gefaßt; das
ſteht feſt, und die Republik iſt auch in der Geſamtheit
des Volkes viel populärer, als der Spiegel der ſo
genannten „Oeffentlichen Meinung“ es manchmal erkennen läßt. Die Deutſche Demokratiſche Partei ſollte
aber nicht verkennen, daß auch zur Politir geſchickt be
triebene und methodiſch arbeitende Propaganda gehört,
und daß es nicht weiſe war, gerade auf dieſem Gebiet
den Gegnern der Demokratie die Führung in Aufbau
und Nußtzbarmachung zu überlaſſen.

Die Preſſe bedeutet heute im politi-
ſchen Leben alles; wer die Preſſe hat,hat das Hirn des Volkes Das haben
Stinnes und Hugenberg klar und zeitig
erkannt, und aus dieſer Erkenntnishaben auch beide (nur in verſchiedener
JForm) die Nutzanwendung gezogen
Setze die Deutſche Demokratiſche Partei
der „Stinneſierung der Preſſe die Des
mokratiſterung der Preſſe entgegenEs i lächern Es würde gelingen

als Nachrichten Bureau und Korreſpondenz- Verlag

Demokratie, in dieſer Leiſtung beſonders fruchtbar und
führend ſein könnte. Ebenſowenig iſt verſucht worden,

fänglich zu machen für das was man ihr demokra S

Die mittlere Provinzpreſſe in ihrer
(von wenigen Ausnahmen ab

die an die breiteſten Maſſen der Wählerſchaft tatſächlich heran

Sinne ſehr empfänglich und zugänglich; ſie widerſtrebt

Jhre Aufnahmeſähigkeit illuſtriert am anſchaulichſten S
der ungeminderte Erfolg der Telegraphen- Union und
der mit ihr zuſammenhängenden Korreſpondenz- Unter
nehmungen aller Art, trotzdem die politiſche Geneſis

rmänner auch

indeſſen, wie die letzten Wahlen zeigen, gelohnt hat und e

Herr Dr. Hügen



landes.
Das Rheinland und mit dem Rheinland ganz

Deutſchland begehen die rheiniſche Tauſendjahrſeier
Die Rufe ſind über den Rhein in das ganze deutſche
Volk gedrungen und haben überall ein freudiges Echo
geſünden. Dieſe Feier hat auch dann nur ihren tiefen
Und wirklichen Sinn, wenn ſich ganz Deutſchland, ſo
weit nur irgend möglich, an dieſem Erinnerungsfeſt
beteiligt.

Was bedeutet die Feier für das Rheinland und für
Das Deutſche Reich?

Um das Exinnerungsfeſt recht zu verſtehen, muß man
in die frühe Zeit deutſcher Geſchichte zurückgehen. Mit
dem Jahre 925 beginnt für die Rheinlande ein durch
die Jahrhunderte ununterbrochenes Gemeinſchaftsleben
mit dem rechtsrheiniſchen Deutſchland. Reich und
Rheinland werden zu einer Schickſalsgemeinſchaft ver
bunden, die bis heute alle Wechſelfälle überdauert hat.
Damals, im Jahre 925, kannte und erkannte man die
weltgeſchichtliche Größe dieſes Ereigniſſes noch nicht.
Erſt wir, die Nachfahren, können aus dem Spiegel der
Vergangenheit die Dinge ſehen, um nachträglich feſt
zuſtellen, daß das Jahr 925 in der deutſchen Geſchichte
eine Schickſalswende bedeutete Es iſt der größte Teil
der heutigen Rheinprovinz, der ſich vor 1000 Jahren
freiwillig mit dem deutſchen Staatskörper verband.
Dieſe Verbindung iſt noch einmal während der zwanzig
Jahre datternden franzöſiſchen Fremdherrſchaft, die
I814 ihr Ende nahm, unterbrochen worden. Aber
zwanzig Jahre bedeuten in der Geſchichte der Völker
nichts und ſo haben auch dieſe Jahre der Fremdherr
ſchaft am inneren Verhältnis des Rheinlandes zu
Deutſchkand nicht das geringſte ändern können.

Es iſt aber andererſeits notwendig, darauf hinzu
weiſen, daß die Rheinlande nicht 925 erſt von Deut
ſchen beſiedelt wurden. Der größte Teil dieſer Gebiete
hatte ſchon vorher dem deutſchen Oſtreiche angehört.
Aber die Lande waren dem Reiche wieder verloren
Fegangen. Deutſche Volksſtämme hatten ſchon ein
halbes Jahrtauſend früher ununterbrochen in dieſen
Gebieten gewohnt. Die Geſchichte des Rheines als
eines von Deutſchen umſäumten Stromes beginnt nicht
vor 1000 Jahren, ſondern vor 2000 Jahren. Ebenfalls
beſtand ſchon lange vor dem Dahre 925 eine deutſche

Kulturgemeinſchaft. Die Erinnerung an das Jahr 925
ſt die Erinnerung an ein Ereignis der deutſchen Sie
ſche Die Enkel Karls des Großen hatten ſein Welt
reich in drei Teile geteilt in ein Weſtreich, das heutige
Frankreich in ein Oſtreich, das heutige Deutſchland,
Und dazwiſchen lag ein drittes Gebiet, das von Rom

bis zur Nordſee reichte. Dieſes Zwiſchengebiet wurde
in zwei Teile zerriſſen, und der nördliche Teil dieſes
Gebietes, das damals den Namen Lotharingien führte,
KHing aus freien Stücken unter Führung ſeines Herzogs
Gieſelbert im Jahre 925 vom Oſtreiche dauernd zum
Weſtreiche über.
Das Jahr 925 brachte alſo die geſchichtliche Ehe
Zwiſchen dem Rheinland und dem Deutſchen Reiche,
Und dieſe Ehe iſt von veiden Seiten in Treue gehalten
worden bis auf den heutigen Tag. Angeſichts dieſer

Tatſachen wächſt ſich die geplante Feier, die in den
nächſten Tagen ihren Anfang nimmt, über den Rahmen

äiner bloß rheiniſchen zu einer deutſchen Tauſendjahr
feter aus, an der die ganze Nation freudigen Anteil

nehmen ſoll und wird.
Die Tauſenjahrfeier, in deren Mittelpunkt der Ge
Danke der nationalen Einheit und der freiwilligen

Schickſalsverbundenheit zwiſchen dem deutſchen Weſten

und Oſten ſteht, kann t rZerſplitterung beitragen, an der Deutſchland in der
Vergangenheit und auch in der Gegenwart ſo ſchwer

eiten hat. Die Feier die in Wahrheit eine nationale
Frier iſt, wird, wie wir hoffen, neue Kräfte für den
Kampf um die deutſche Sache am Rhein auslöſen.

d Eine eigenartige Tragik der Geſchichte hat es ge
fügt, daß die Rheinlande gerade im Zeitpunkt ihres
Jubilaums von fremden Truppen veſest ſind. Es iſt
Das eine Erinnerung für ganz Deutſchland, daß dieſer
Teil deutſchen Bodens im Laufe der Jahrhunderte
mmer fur die Geſamtheit des deutſchen Volkes und
Landes hat opfern und leiden müſſen. Daraus ſpricht
für uns erneut und laut die Mahnung, der Rheinlande,
die nichts ſein wollen, als deutſch und nur deutſch

nicht zu vergeſſen. Es erwächſt uns die Pflicht, ihnen
Ferade in ihrem Jubiläumsfahre beſondere Liebe und

Zuneigung zu zeigen.
Die Rheinländer ſelbſt wollen ja dieſes Jahr dazu

benutzen, um die Beziehungen, die die Rheinlande mit
Dem deittſchen Vaterlande immer verbunden haben,
echt deutlich aufzuzeigen. Die große Tauſendjahraus
ſtellung in Holn ſoll die nationgle, künſtleriſche und
wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit der Rheinlande

mit dem übrigen Deutſchland veranſchaulichen. Die
Bilder die mit der Jdee des „Heiligen Römiſchen

Reiches Deutſcher Nation d
Die geſchichtlichen Zuſammenhänge zeigen

Kunſt und die
die kirchliche

Kü

Die Tauſendjahrfeier Rhein

zur Ueberwindung der inneren

in Verbindung ſtehen, ſollen g

Kultur des Bürgertums ſoll gleichfalls

erweiſen, wie echter deutſcher Sinn am Rhein eine
Pflegeſtätte gefunden hat. Der Gedanke deutſcher Frei
heit, deutſcher Bürgerfreiheit, deutſcher Volksfreiheit
iſt am Rhein in edelſter Ausprägung immer lebendig
geweſen und alle Wirren der Jahrhunderte, alle
Stürme der Zeit, die über das Rheinland dahin-
brauſten, haben den Gedanken, den deutſchen Frei
heitsgedanken, nicht ertöten können.

Schon der Wille allein, auch in dieſen traurigen
Zeiten ſich mit Stolz der deutſchen Geſchichte und des
Deutſchtums der Rheinlande zu erinnern, iſt uns, iſt
allen Deutſchen eine Gewähr dafür, daß der deutſche
Gedanke im Rheinland auch in der Zukunft feſt und
unerſchütterlich daſteht. Wenn jetzt beſetztes und un
beſetztes Gebiet alles tun, um dieſem Willen auch
äußerlich Ausdruck zu geben, wenn ſich die deutſchen
Volksgenoſſen im beſetzten und unbeſetzten Gebiet die
Hände reichen in der Abſicht, den deutſchen Willen zu
ſtärken, ſo wird man daraus die beſtimmte Zuverſicht
entnehmen, daß auch die jetzigen ſchweren Zeiten am
Rhein nicht Unüberwindlich bleiben. Und dann wer
den glückliche Männer und Frauen an den ſchönen
Ufern des Rheines, des deutſcheſten aller deutſchen
Ströme, frei und froh mitwirken an der Geſundung
und am Wiederaufſtieg unſeres Vaterlandes dem
allein unſer ganzes Hoffen und Entbehren und Arbeiten
gelten ſoll.

Die Aufwertungsfrage.
Von

Rechtsanwalt Dr. Kurt Meyer (Landsberg a. d. W.)

Schweren Herzens hat ſich die Regierung ent
ſchloſſen, den Entwurf des Aufwertungsgeſetzes vorzu
legen. Daß er bei allen, die nur im entfernteſten an
eine ge rechte Regelung der Aufwertungsfrage ge
dacht haben, Schmerz und Empörung auslöſen
mußte, iſt bekannt. Schon die dritte Steuernotverord
nung war in der Art und Weiſe, wie die Frage der
Aufwertung ohne jeden Sinn für Gerechtigkeit be
handelt worden war, ein einzig daſtehendes Beiſpiel
geſetzlicher Unmoral. Aber die Regierung hat nichts
gelernt und der neue Entwurf enthält im Grunde
er die alte Verordnung mit einigen beangloſen Schönheitspfläſterchen, die die
e der ganze Regelung nur noch mehr hervor
heben.

Jch ſpreche hier zum S 11 der dritten Steuernot
verordnung, der im weſentlichen übernommen worden
iſt. Die ebenſo unge rechte wieſinnloſe Rege
lung der Hypothekenaufwertung, die 95 Prozent der
Gläubiger entrechtet, weil ſie ohne Vorbehalt
die Zahlung der Hypothekenvaluta angenenuen und
Loöſchungsbewilligung gegeben haben. Was ſoll dieſer
myſteriöſe Vorbehalt? Entweder war das Geld, was
ſie erhielten, die geſchuldete Leiſtung, dann war ein
Vorbehalt zwecklos, oder das entwertete Papier
n war etwas anderes, minderes, als die geſchuldete

eiſtung, und dann war er überflüſſig. 362,
362 BGB., R. G. in J. W. Heft 1 von 1925 Nr. S. 45.)

Was ſoll ein Vorbehalt, der ſich nicht auf das Be
ſtehende, ſondern erſt auf ein künftiges Geſetz erſtreckt?
Das iſt fjuriſtiſcher Okkultismus und keine
Rechtspflege Nein, die betrogenen Hypothekengläubiger
haben wohl oder übel unter dem Zwange einer ver
blendeten Rechtſprechung das Papiergeld angenommen,
ſie haben, um wenigſtens das Letzte zu retten, bisweilen
ſelbſt Rückzahlungen verlangt, aber keiner hat auf ſein
wirkliches Recht verzichten und das Schuldverhältnis
bewußt zum Erlöſchen bringen wollen. Wer dies ver
kennen wollte, muß ſich nicht nur den Vorwurf der
Weltfremdheit, ſondern auch den Vorwurf mangeln
den Rechtsgefühls gefallen laſſen.

Und nun die neue Regelung Kann man es faſſen,
daß die Hypothekengläubiger, die vorbehaltlos nach
dem 1. Januar 1923 die Schuld angenommen haben,
der Aufwertung teilhaftig werden, die aber, die am
21. Dezember 1922 das Geld vekamen, ausgeſchloſſen
bleiben ſollen Dabei ſtand beiſpielsweiſe die Gold
mark am 1. Januar 1923 auf 1724 Papiermark, am
30. Dezember 1922 aber ſchon auf 1750 Papiermark und
am 27. Dezember 1922 auf 1802 Papiermark. Welch ein
Irrſinn! Und derjenige, der am 2. Januar ſein Geld
erhalten hat, ſoll ſchließlich 18 Prozent des Goldmark
belrages bekommen, während der Unglückliche, dem bei
ſpielsweiſe am 6. Dezember bei einem Kurſe von 2003
Papiermark ſeine Schuld zurückgezahlt worden iſt,
e Prozent bekommen hat. Will man überhaupt logiſch
und gerecht vorgehen und beides muß man ver
langen ſo muß man all den Hypothekengläubigern,
die in Form des zurückgezahlten Papiergeldes weniger
als 15 Prozent erhalten haben, zum mindeſten den per
ſönliche Anſpruch auf Nachzahlung des Reſtbetrages
zubilligen. Auch ihnen muß die Möglichkeit der Er
gänzungsaufwertung bis auf 25 Prozent vffen ſtehen.
Eine Frage von ſekundärer Bedeutung iſt es, ob man
ihnen auch die Wiedereintragung, und an welcher Stelle
ewährt. Grundſätzlich müßte man auch hier gleich

mäßig verſfahren. Schließlich werden ja die Schuldner
geſchiltzt durch die generelle Beſtimmung, daß ſie im

einzelnen Falle den Antrag auf Herab ſetzung der
Aufwertungsſumme ſtellen können.

Liebaugelte die dritte Steuernotverordnung noch
mit einer Inſlationsgewinnſteuer Und ſuchte ſie, aller
dings doppelt verwerflich, den Vorteil des Schuldners
an Stelle den entrechteten Gläubiger zu ſchützen, für
den Staatsſackel auszubeuten, ſo beſteht bei der gegen
wärtigen Lage der Dinge auch nicht der ge
rin gſte Vorwand, den Gläubiger zum
zweiten Male zu ent rechten. Die Demokratiſche Partei hat bereits durch ihre Abgeord
neten Dietrich und Freiherrn v Richthofen
erklären laſſen, daß die von der Regierung vor
geſchlagene Regelung unzulänglich iſt.

Gieg im Grundſchulkampf?
Herr Abgeordneter D. Mumm berichtet in der

Deutſchen Tageszeitung unter der triumphierenden
Parole „Sieg im Grundſchulkampf“ von dem
vorläufigen Ausgang der Verhandlungen des Reichs
tages über die Anträge der Rechtsparteien zur
Differenzierung der Grundſchule. Herr D. Mumm be
ſitzt in hohem Grade die Gabe de eorriger Ia fortune,
Denn von einem Sieg der Deutſchnationalen kann
man bei einiger Wahrheitsliebe wirklich nicht ſprechen.
Was wollten denn die Anträge der Deutſchnationalen
und der Deutſchen Volkspartei Sie wollten be
ſondere Einrichtungen innerhalb der Grundſchule, um
das Durchlaufen in drei Jahren zu ermöglichen Dieſe
Anträge ſind abgelehnt. Uebrig geblieben iſt ein An
trag, der die Organiſation der Grundſchule überhaupt
nicht mehr beruhrt, ſondern ſich nur noch mit der Be
handlung von Einzelfällen beſonders
keiſtungsfähiger Kinder veſchäftigt. Gewiß,
Gefahr genug für die ruhige Arbeit der Grundſchule,
ſolange das Begabtenproblem ausſchließlich für die
Grundſchule im Sinne der Verkürzung des Lehrgangs
angefaßt wird. Gefahr insbeſondere durch die ſehr
naheliegenden Möglichkeiten des Mißbrauchs. Der
Vertreter der preußiſchen Unterrichtsverwaltung,
Miniſterialdirektor Käſtner, hob dieſe Gefahren im
Reichstag ernſt und nachdrücklich hervor. Preußen hat
im Reichsrat gegen das Geſetz Einſpruch erhoben.
Eine gewiſſenhaſte Schulverwaltung, die es mit der
Entwicklung der Grundſchule ernſt nimmt, muß ſich
gegen die durch dieſes neue Geſetz in ſie hinein
getragene Unruhe wehren. Die Deutſchnationalen
haben alſo zwar ein Stück Sabotage an der Grund
ſchule zuſtande gebracht, aber was ſie wollten in die
vierjährige Grundſchule eine dreijährige Preſſe ein
bauen, das haben ſie nicht erreicht.

Für die Fähigkeit des Herrn Lizentiaten Mumm,
Tatſachen zum Bilde des Gewünſchten umzuſtellen,
ſpricht übrigens in demſelben Aufſatz ſein Bericht über
den Hamburger Verſuch mit dem achtjährigen Lehr
gang der höheren Schulen. Er ſagt: „In Hamburg
hat man ſeit Oſtern 1920 den Verſuch damit gemacht,
iſt aber damit völlig geſcheitert.“ Der unbefangene
Leſer ſoll und muß denken, daß ſich in Hambürg er
wieſen habe, daß man mit 8 Jahren das Ziel der
höheren Schule micht erreichen könne. Tatſache iſt, daß
der Jahrgang von 1920 ſchon jetzt das Ziel der Unter
ſekunda erreicht, alſo das Penſum des fehlenden
Jahres ſchon bis zur Unterſekunda eingeholt hat. Das
Scheitern beſteht nicht in dem Mißlingen des Verſuchs
ſelbſt (über den endgültig erſt zu urteilen ſein wird,
wenn die erſten Abiturienten da ſind), ſondern darin,
daß leider die anderen Länder Hamburg die An
erkennung der Zeugniſſe nur für 3 Jahrgänge konze
diert haben.

Es iſt ein Unglück, daß es unmöglich geworden iſt,
pädagogiſche Fragen ſachlich-pädagogiſch anzuſehen.

re Auchſührung des Reuhsg ſetes über

den Lehrgang der Grundſchule in Preußen.

Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt ſchreibt
Nach der Zuſtimmung des Reichsrates

u dem vom Reichstag beſchloſſenen Geſetz, betreffend
en Lehrgang der Grundſchule, hat die preußiſche

Unterrichtsverwaltung unverzüglich durch Aus
führungsbeſtimmungen vom 17. d. Mts. den Ueber
gang von der Grundſchule zu den mittleren und
höheren Schulen neu geregelt. Dabei wird, ent
ſprechend dem Wortlaut des neuen Geſetzes und den
Abſichten des Geſetzgebers, an der bisherigen
vier jährigen Dauer der Grundſchule grundſätzlich
nichts geändert. Zweck und Ziel des neuen Ge
ſetzes beſteht allein darin, unter ganz beſtimmten Vor
ausſetzungen die Möglichkeit zu ſchaffen, im
Einzelſalle beſonders leiſtungsfähige
Schüler ſchon nach dreijährigem Grundſchulbeſuch zum
Uebergang in weiterführende Schulen zuzulaſſen.
Dieſer vorzeitige Uebergang mütß auf Einzelfälle und
auf beſonders leiſtungsfähige Kinder beſchränkt
hleiben, wobei nicht die durch häusliche oder private

Vorbereitung außerhalb der Grundſchule erfolgte An

Sind wir nicht Brüder?
Dieſes Poſſenſpiel des Ranges
Sei künftighin aus unſrem Bund verwieſen!

Friedrich v. Schiller, geſt. 9. Mai 1805.

ehe h
don Catlos, III. Alt, 10. Auftritt

Margquis Poſa: Ich liebeDie Menſchheit, und in Monarchien darf
Ich niemand lieben als mich ſelbſt

Sinn neues
Erſchuf der Krone Politik ein Glück,
Das ſie noch reich genug iſt auszuteilen,
Und in dem Menſchenherzen neue Triebe,
Die ſich von dieſem Glücke ſtillen laſſen.
In ihren Münzen läßt ſie Wahrheit ſchlagen
Die Wahrheit, die ſie dulden kann. Verworfen
Sind alle Stempel, die nicht dieſen gleichen
Doch, was der Krone frommen kann iſt das
Auch mir genug Darf meine Bruderliebe
Sich zur Verkürzung meines Bruders borgen?
Weiß ich ihn glücklich eh er denken darf?
Mich wählen Sie nicht, Sire, Glückſeligkeit,
Die Sie uns prägen, auszuſtreuen. Jch muß
Mich weigern, dieſe Stempel auszugeben
Ich kann nicht Fürſtendiener ſein

Die lächerliche Wut
Der Neuerung, die nur der Kettenlaſt,
Die ſie nicht ganz zerbrechen kann, vergrößert,
Wird mein Blut nie erhitzen. Das Jahrhundert
Iſt meinem Jdeal nicht reif. Jch lebe
Ein Bürger derer, welche kommen werden.

Fr. v. Schiller

Die Möglichteit, etwas tun zu können weckt die
Karl Schurz, I 14. Mai 1906.Luſt, etwas zu tun.

Die Unbeſiegten.

Martha t M. d. L.
Bedeuten die 14 Millionen 700 000 für Hindenburg

abgegebenen Stimmen einen Sieg, die Ueberwindung
eines politiſchen Gedankens und der ihm anhängenden
Maſſen durch eine entgegengeſetzte Richtung? Wir
wollen die Bedeutung der Wahlziffern nicht unter
ſchähen. Was immer auch die unter ſchwarzweißrot
marſchierende Wählerſchaft zuſammengeführt hat, ihr
ſteht keine gleich große gegenüber, die entſchloſſen für
Republik und Verfaſſung ſtimmte. Alſo iſt die Ent
ſcheidung gegen dieſe gefallen? Das doch nicht!
Kein Wort iſt in den offiziellen Wahlauslaſſitngen des
Reichsblocks, in den Reden und Auſrufen ſeines Kan
didaten zu finden, das grundſätzlich Stellung nimmt
gegen das Werk von Weimar oder ihm gar ein anderes
ſtaatsrechtliches Programm entgegenſtellt. Es ſcheint,
daß man nach langer unfruchtbarer Oppoſition in die
Mitverantwortung einrücken, daß man teilhaben will
am Wiedergufbau und Ausbau des neuen deutſchen
Reiches „Auf die Staatsform kommt es nicht an.“
Monarchiſtiſche Beſtrebungen werden abgeleugnet, die
Republik bleibt unbeſtritten: ſo ſtark hat ſich der
Staatsgedanke der Verfaſſungsparteien, die im Volk
verankerte Regierungsgewalt, erwieſen. Die republi
kaniſchen Parteien ſind geſchlagen, ihr politiſches Be
kenntnis iſt unbeſtegt! Wir gebrauchen die ſieghafte
Stärke der in ihrer Wuürzekkraft nicht erſchütterten
Jdee, um den Erfahrungen des 26. April zu begegnen
Träger unſeres Staatsweſens dürfen nicht die ſein, die
ſich mit der Republik abgefunden haben. Sie kann nur
leben und gedeihen unter einem Herzensbekenntnis.
Die Wärme politiſcher Ueberzeugung muß Staatsform
und Verfaſſung durchpulſen. Wir wollen dies neue
Stück deutſcher Geſchichte umkränzen mit den Gefühls
werten, die ihm zu eigen ſind. Die Verbundenheit des
demokratiſchen Gedankens mit den Glanzzeiten unſerer
Volksgeſchichte, die am reinſten deutſches Weſen aus
ſtrahlen, die Schöpferkraft der ſozialen Jbee, das freie
Selbſtgefühl weitherziger Duldſamkeit, das alles ſoll
anſchaulich und lebendig werden, darin ſehen wir ein
Stück demokratiſcher Frauenarbeit. Hat uns der
26. April gezeigt, daß weite Kreiſe unſeres Volkes
nicht zu unterſcheiden wiſſen zwiſchen dem politiſchen

Gebot der Stunde und perſönlicher Gefühlsweiſung,
ſo wollen wir demokratiſchen Frauen beweiſen, daß
beſonnene Erkenntnis und Herzenswärme ſich ſehr
wohl vereinen zu fruchtbarem politiſchen Handeln.

Nach der Schlacht.
An die treuen Republikaner!

Laßt ſie wie Jndianer
Sich ihres Sieges nur freu'n!
Uns ſoll, Repüblikaner,
Drum unſer Tun nicht reun.

Wir haben uns begeiſtert
Für Friede, Einheit, Recht
Wir haben nicht gemeiſtert
Das ſchwankende Geſchlecht.

Was Völkerhaß, was Läſtern
Von Recht und Volk zerſtört
Sie ſelbſt verfluchten's geſtern,
Erleuchtet und empört.

Heut iſt es ſchon vergeſſen:
Betört von Kriegsgeſchret,
Erhoffen ſie vermeſſen,
Daß Er ihr „Retter“ ſei.

Doch ſeid getroſt: Benebelt
Hat Siegeswahn den Blick
Noch ſind wir nicht geknebelt;
Wir meiſtern das Geſchick

Drum, Freunde, laßt Euch mahnen:
Die Schlächt iſt nicht der Krieg;
Die ſchwarzrotgoldnen Fahnen,
Sie bringen d och den Sieg!

Wofür die Herzen ſchlagen,
Was klar der Geiſt erkannt,
Das wird doch herrlich tagen
Jm deutſchen Vaterland.

Laßt nur die Meute beller
Still tun wir unſre Pflicht:
Dran wird ihr Lug zerſchellen,
Und, Deutſchland, dann wird's LichtDr. O. Hollaender Naumburg

h

eignung bloßer Kenntniſſe und Fertigkeiten (nach den ſſ Fach

Muſter der früheren Vorſchulen) ſondern die geſamte t
Veranlagung des Kindes den Ausſchlag gibt. Die ßFrage kommenden Kinder haben ſich dabei, wie di n Preu
vierjährigen Grundſchüler, einer beſonderen Prüfun
zu Unterziehen. Ausgeſchloſſen von der Möglichke
des vorzeitigen Ueberganges ſind naturgemäß all
Kinder, die auf Grund ihrer körperlichen Leiſtung
un fähigkeit vom Grundſchulbeſuche befreit werde nen
mußten und privaten Unterricht (Einzelunterricht ode Stinnn
in Familienſchulen) erhalten. Die Entſcheidung übe e
die vorzeitige Aufnahme liegt in den Händen der ſtaat n
ichen Schulauffichtsbehorden. Die Regierung en
ſcheidet in jedem Falle endgültig. pro aUm die mit der verſpäteten Verabſchie r
dung des Geſehes verbundenen Härten bei dem ſo enb
eben begonnenen Schuljahre auszugleichen, iſt es i See St

weitgehendem Entgegenkommen geſtattet, Unter der 6 denbu
hier genannten Vorausſetzungen das Geſetz in den Weſen
jenigen Einzelfällen anzuwenden, deren Entſcheidun n
noch bis zum 31. Mai möglich iſt. Doch muß dabei aus Allen
drücklich noch einmal darauf hingewieſen werden, da Zinn
die Aufnahmeprüfungen, die entgegen den bisherige Weſſe
Beſtimmungen in dieſem Jahre an manchen Schule tdtiden
mit Schülern nach dreijährigem Grundſchulbeſuch vor
genommen worden ſind, mit den beſtehenden Beſtim ihn mit
muüngen nicht vereinbar ſind und darum nach wie vo len

wirkungs los bleiben. Hrachtene n n wieſe

2 9 Furüch xMarx an Hindenburg.gewählt

Reichskanzler a. D. Marx hat von Sigmaringeſ hn in 9
aus an den Generalfeldmarſchall v. Hin den bur Frovin
folgendes Schreiben gerichtet: natürliDas deutſche Volk hat Ew. Exzelleng zum Reichs d
präſidenten gewählt. Es entſpricht dem Geiſte ech Regen if

ter Demokrakie, daß nunmehr jeder der ſich z
ihr bekennt, zur Entſcheidung der verfaſſüngsmäßiger ſprechen
Mehrheit des Volkes ſteht. Darum iſt es mir ein Be Nitt
dürfnis, Ew Erxzellenz meinen aufrichtigen Wunſch geführter
und die Hoffnung auszuſprechen, daß unter Ihre einen
Präſidentſchaft das deutſche Volk die innere Ruhe und rin die
den äußeren Frieden finden möge, wonach unſer alle Nummer
Streben geht. Möge der eingeleitete wirtſchaftliche bereits
Geſundungsprozeß zum Segen von Volk und Reich un N. Wah
geſtört fortſchreiten; möge die Durchdringung de h

ganzen öffentlichen Lebens mit wahrhaft demokratiſchen
und ſozialem Geiſte jene Krankheitserſcheinunger ſttotten
heilen, die der Krieg und Deutſchlands Zuſammen leumdun
bruch hinterlaſſen haben und ſomit die ſittliche Reini gewollte
güng und Erneuerung unſeres Volkes beſchleunigen Kampfes
Möge es unſerem deutſchen Volke vergönnt ſein, auf das iſt j
dem eingeſchlagenen Wege der internationalen Ver- Wie vor
ſtändigung in Frieden und Wohlfahrt recht bald wieder hat er d
die Stellung in der Welt einzunehmen, auf die es Dan an den
ſeinen Fähigkeiten und ſeinen Leiſtungen Anſpruch hat ſelbſt ha

Mit der Verſicherung meiner beſonderen Hochachtung ſeine
bin ich Ew. Exzellenz ergebener haben.Marx, Reichskanzler a. D. e

alten H

e WählerHindenburgs Antwort an Marr
Lin

Der präſumtive Reichspräſident von Hindenburg. Hlauer
hat an den Reichskanzler a. D. Marr folgendes Schrei ſuchten
ben gerichtet

„Hannover, 1. Mai 1925. Alle S
Sehr verehrter Herr ReichskanzlerFür Jhr freundliches Schreiben, das Sie am 23. April ehe

an mich zu richten die Güte hatten ſpreche ich Jhnen bürgl.
meinen verbindlichen Dank aus. Jch erſehe aus ihm Manne
zu meiner Freude daß Sie auf dem gleichen Stand en a
punkt ſtehen, den auch ich ſelbſtverſtändlich im Falle nd ArJhres Sieges bei der Wahl eingenommen haben ſoweit
würde. Jhre Wünſche für unſer darniederliegendes im Stie
Vaterland ſind die meinigen. Mögen ſie ſich erfüllen Daß di
durch ſelbſtloſe, einigende Arbeit aller, denen Deutſch ſchaut
land höher ſteht als die Partei. Mit der Verſicherung hier
meiner beſonderen Hochachtung bin ich Jhr ergebener finden

von Hindenburg, Generalfeldmarſchall o
ieſem

S t lung bnicht.
S uut geDemokraten n5 Volt ge

Euer Parteiblatt iſt der Aeno 2 o unſeren44 NamenOltche Wegwenet
8 reWerbt Abonnenten unter Mitgliedern S beiſpie

und Freunden! alte SrJ vebrach

r o
Erleich

Gchwarz-Rot-Gold. n
zerſchle

Vaterländiſches Lied wieder
von dem nHans W. Paetzel. n

(Nach einem älteren Sang Einſhr
(Zu ſingen nach der Weiſe des Liedes „Sind wir ver aig

eint zur guten Stunde uſw. polg ſt
Gruß dir, Panier des großen Vaterlandes, e 9
Das, mahnend alter deutſcher Pracht, eUns Deutſchen gleichviel welchen Stamms und Stande en
Die Herzen höher ſchlagen macht; die be
Das, wo die Alpen ragend ſchauen,
Bis wo die Nordſee ſchäumend rollt, 3Uns einigt all durch alle Gauen: beDie ſtolzen Farben SchwarzRoteGold. e

eligiö

Wo nur für Volk und Vaterland und Freiheit netDer Jugend Herzen heiß entbrannt, s v weiſch
Hat ſie zu deiner Farben ſchöner Dreiheit iſt du
Als deren Sinnbild ſich bekannt. wie e
Du Banner, treu iſt dir ergeben ſtDas deutſche Volk, es bleibt dir hold. Mit
Es ſind verwebt mit ſeinem Leben wen
Die heil' gen Farben Schwarze Rot Gold de

rart

Denn dieſer hehren Farben prächtig FlammeVerkündet: Einheit, Freiheit, i
In dieſem Zeichen ſteht das Volk zuſammen öurück
Niemandes Herr und niemands Knecht man
Die deutſche Republik ſoll leben! nichts
Verehrung ſei ihr ſtets gezollt. geradSie lebe hoch! Und hoch daneben Wieſe
Die teuren Farben Schwarz-RotGold, un räſid

All unſer Sinnen, unſer ganzes Streben an
Sei einem Ziele zugewandt: des
d unſer deutſches Vaterland zu leben. vonhr Deutſchen reicht euch feſt die Hand. dabei
Laßt über euch den Dreiſarb wehen ſaſun
Des Volkes Banner ſei entrollt! elSie ſollen nimmermehr vergehen ſucht
Die deutſchen Farben Schwarz- Rot Gold i

(Echo der jungen Demokratie d o
Wie
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e Aindenhurgwanhſ.
I Nachleſe. Der „intelligente“ Alte Deſſauer,
Nach dem jetzt vorliegenden amtlichen Reſultat ſind
in Preußen für

Hindenburg 8 827 155
Marx 8 984 030
Thälmann 1231 451

zuſammen 19 042 636

Stimmen abgegeben worden. Demnach haben ſich in
Preußen, ganz abgeſehen von den für Thälmann ab
gegebenen Stimmen, die Wähler in einer reſpektablen
Mehrheit gegen den jetzigen Reichspräſidenten aits
geſprochen. Beſonders bemerkenswert ſind dabei fol
gende Zahlen: Berlin und Potsdam haben ſich
mit einer Mehrheit von 309 732 Stimmen gegen
Hindenburg entſchieden. Breslau hat ihn mit
69482 Stimmen Plus abgelehnt. Jn Opp e In würde
Hindenburg. mit einer Mehrheit von 68 212 zurück
newieſen. Jn Weſer-Ems betrug das Plus für
Marx 20144. Jn Süd Hannover ſprach ſich die
Bevölkerung mit der ſtarken Mehrheit von 274 627
Stimmen gegen ihren Mitbürger Hindenburg aus Jn
Weſtfalen wies man Hindenburg ſogar mit dem
erdrückenden Plus von mehr als einer halben Million
(540 074) Stimmen zurück. Heſſen Naſſau lehnteihn mit 76 786 Stimmen ab. Köln- Aachen, Ko
blenz-Trier, Düſſeldorf und die Pfalzbrachten ein Plus von 904 294 Stimmen gegen Hinden
burg auf. Und Baden und Heſſen- Darmſtadt
wieſen ihn mit einer Mehrheit von 352 385 Stimmen
zurück Dazu kommt dann noch im Reich Württem-

berg mit einem Plus von 23 839 Stimmen gegen den
gewählten Reichspräſidenten. Eine Mehrheit fiel für
ihn in Oſtpreußen, Frankfurt a. O., Pommern, Liegnitz,
Provinz Sachſen, Thüringen, Sleswig-Holſtein und
natürlich in Mecklenburg. Jmmerhin aber ſteht feſt,

Daß Herr von Hindenburg in Preußen unter
legen iſt.

Läs man dieſe Zahlen in rein objektiver Bewertung
ſprechen, dann ergibt ſich daraus, daß es ſehr ſtarker
Mittel bedurft hat, um in den an letzter Stelle auf
geführten Provinzen und beſonders auch in Bayern
einen Wahlerfolg für Hindenburg herguszuholen. Wo
rin dieſe ſtarken Mittel beſtanden, iſt in der vorigen
Nummer des „Politiſchen Wegweiſers“ zu einem Teil

Die von dem D.
N. Wahlausſchuß ſelbſt angekündigten

hundsgemeinen Flugblätter gegen Marx

ſtrotzten von perſönlichen Gehäſſigkeitenn und Ver-
leumdungen, die bei einem Teil der Wählerſchaft die
gewollte Wirkung nicht verfehlten. Bei einer derartigen
Kampfesweiſe bleibt eben immer etwas hüngen, und
Das iſt ja auch die Abſicht, die man dabei im ge hat.
Wie vornehm Marx in ſeiner Denkur daſteht,

hat er durch den Jnhalt ſeines Glückwunſechre
an den jetzigen Reichspräſidenten bewieſen. Und dieſer
ſelbſt hat natürlich keine Ahnung, mit welchen Mitteln
feine Anhänger ihm zu dem Wahlerfolg verholfen
haben. Wüßke er es, er würde, des kann man gewiß
ſein, ſich mit Abſcheu und Ekel von einer ſolchen Ge
folgſchaft abwenden. Ebenſowenig wird man dem
alten Herrn die eigentliche Stimmung der preußiſchen
n an Hand der Wahlreſultate mitgeteilt

oben
Ein weiteres ſtarkes Mittel aber, mit dem man in

Wähler einzuwirken
war

die gefühlsmäßige Einſtellung
Aager Soldaten, glter Müttetchen, junger Mädchen uſw.

ichskan zlet für den bei jedem Deutſchen geachteten Namen des
eiſen Feldmarſchalls. Hindenburg! Unſer Hinden

g. Wem galt dieſer Name nicht als Symbol eines
r, als andere verantwortliche Heerführer in

Tagen ch e vuliUnd Armee Armee ſein ließen, ſtandhaft aushielt und
ſoweit es ihm noch möglich war, die von ihren Führern

Stich gelaſſenen Truppen in Ordnung zurückführte!
aß dieſer Mann nun im Greiſenalter anfangen ſollte

auf einem ihm bisher fremden Gebiet, auf dem
chwierigen Boden deutſcher Außenpolitik, zurechtzu

finden, und daß dies ein ſchweres Vergehen an dem
greiſen Feldmarſchall ſelbſt ſei, daran dachte man in

Dieſem Augenblick einer rein gefühlsmäßigen Einſtel
lung bei Abgabe des Stimmzettels für ihn ſicherlich
nicht. Man wählte „unſern Hindenburg“ und glaubte,
gut gewählt zu haben. Was nun, wenn der jetzige

Reichspräſident gemäß ſeinem vor der Wahl wieder
hHolt gegebenen Verſprechen, die bisherige Linie der
Außenpolitik fortſetzt und vei den Verhandlungen mit
unſerem unerbittlichſten Gegner Frankreich ſeinen
Namen unter den vom Außenminiſter Streſemann im
Sicherheitspakt angebotenen

endgültigen Verzicht auf deutſches Land,
beiſpielsweiſe auf ElſaßLothringen, ſetzen muß? Der
alte Soldat iſt um dieſe Lage in die ihn ſeine Anhänger
gebracht haben, nicht zu beneiden. Oder träumen dieſe
Davon, daß man dem Repräſentanten der
einſtigen Militärmacht DeutſchlandsErleichterungen ſeitens Frankreich zugeſtehen wird
Abwarten! Die Zeit wird dieſe Träume jämmerlich
zerſchlagen, und die unausbleiblichen Folgen wird

wiederum das deutſche Volk ausbaden müſſen. Wäre
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dem nicht ſo, dann hätte Streſemann gewiß nicht gegen
die beim erſten Wahlgange bereits aufgetauchte Kandi

datur des Reichswehrminiſters Dr. Geßler ſo ſcharfen
Einſpruch zu erheben brauchen

Zu denjenigen Wahlkreiſen, in denen die ſtarken
Mittel des Loebell- Ausſchuſſes einen beſonderen Er
folg für Hindenburg herausholen konnten, gehört auch
Die Provinz Sachſen Was war die Urſache?
Die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung iſt pro

keſtantiſch geſinnt. Jn der Provinz Sachſen liegen
die beiden

Luther Städte Wittenberg und Eisleben,
im benachbarten Freiſtagt Thüringen erhebt ſich die
Wartburg. Alles Erinnerungsſtätten an den geiſtig
religiöſen Kampf Luthers gegen Rom. Wirft man in

eine konfeſſionell ſo eingeſtellte Bevölkerung den auf
peitſchenden Alarmruf hinein, „der evangeliſche Glauben
iſt durch den Katholiken Marx vbedroht“, ja redet man,

wie es vielfach tatſächlich von Hindenburgs Gefolg
ſchaft geſchah, den alten politiſch gänzlich unerfahrenen

Mütterchen Und jungen Mädchen vor „Jhr müßt,
wenn Ihr Marrwählt, alle katholiſchwerden“, dann kann man ſich über die Wirkung einer

derartigen Kampfesart, die in die ſchwärzeſten Zeiten
mittelalterlicher religiöſer Verhetzung

zurückgriff, nicht wundern. Auch hiervon, das darf
man annehmen, wird dem jetzigen Reichspräſidenten
nichts bekannt geworden ſein, ſonſt hätte er in ſeinem
et Sinne dieſe Kampfesweiſe weit von ſich ge
wieſen

Stolz zu ſein braucht die Anhängerſchaft des Reichs
Präſidenten Unter ſolchen Umſtänden auf ihren Wahl
erfolg alſo gewiß nicht. Und es klingt für dieſe beſon
ders blamabel, wenn beiſpielsweiſe der „Alte Deſſauer“
von einem „alorioſen Hindenburgſieg“ redet Daß er
dabei die im Volksblock zuſammengeſchloſſenen ver
Faſſungstreuen Parteten als eine „Halunkenkumpanei“
bezeichnet, wollen wir ihm ruhig hingehen laſſen. Man
fücht keinen hinter dem Ofen, wenn man nicht ſelbſt
dahinter geſteckt hat. Aber daß er in ſeinem Aerger
über die erdrückende Mehrheit, mit der Berlin und
Potsdam Hindenburg als Reichspräſidenten zurück
Kewieſen haben, dies auf die ſeiner Meinung nach den

en des Zuſfammenbruchs einfach davonliefen

Serlinern und Potsdamern „fehlende Jntelli-
gen z zurückführt, das iſt denn doch wert, den Zeit
genoſſen erhalten zu bleiben. Berlin und Potsdam, der
Sitz der ganzen „illuſtren“ Korong um den verfloſſenen
Monarchen, Potsdam, das Tuskulum eines alten Fritz
und ſeiner Tafelrunde, unter der auch der Alte Deſſauer
früher oft als Gaſt geweilt hat, und das heutige Pots
dam, in dem ſich mit Vorliebe alle Monarchiſten und
Schleppenträger des alten verkrachten Syſtems ein
Stelldichein geben, dieſem Berlin und Potsdam ſoll
alſo die nötige Intelligenz fehlen! Die hohen Herr
ſchaften müſſen ja als noch Lebende oder ſchon in „Wal
halla“ Sitzende einen Horror davor empfinden, daß ſie
e einer ſo blöden Bevölkerung leben oder gelebt
haben.

Verehrter „Alter Deſſauer“! Laſſe Er lieber das
Reden oder Schreiben über Intelligenz Bei einer
ſolchen Bataille kann Er ſich furchtbar blamieren. Merke
Er ſich lieber für kommende Fälle das Sprichwort:
Man ſoll niemand für dümmer halten, als man ſelbſt
iſt. Er hat es ſehr nötig! th.
Aus dem Wahlkampfe im Kreiſe

Bitterfeld.
Auch in unſerm Kreiſe haben beim letzten Wahl

kampfe die Reichsblockparteien mit den verderblichſten
Mitteln gearbeitet und ſcheint ihnen das Wort ein
wandfrei ein vollſtändig fremder Begriff zu ſein. Und
nun nach der Wahl können es ſich mehrere kleine Zei
tungen unſeres Kreiſes nicht verſagen, den unker-
legenen Gegnern, die ſich für den Fortbeſtand unſerer
Republik eingeſetzt haben, einen Fulßtritt zu verſetzen.
Einen deutlichen Beweis hierfür liefert ein Artikel aus
dem „Zörbiger Boten“, eines Blättchens, das politiſch
neutral ſein will. Es ſchreibt am Tage nach der Wahl:
„Das deittſche Volk hat in ſeiner größeren Mehrheit
ſein Urteil geſprochen: „Es will mit der November
Regierung nichts mehr zu tun haben, es will los von
der ſozialiſtiſchen Parteiregierung, los von der Bar
matkorruption, los von jüdiſchdemokratiſcher Jnter
nationale, los von allem, was unſer Vaterland nach
außen und innen zugrunde gerichtet hat. Das deutſche
Volk hat ſieben Jahre lang Lehrgeld bezahlen müſſen
und dafür gelernt, daß nur die Tat, der Entſchluß
jedes Einzelnen aus dieſem dunklen Tal der Ent
täuſchungen und Erniedrigungen herausführen konnte.
Dieſe Tat geſchah am geſtrigen Sonntag. Geſtern
machte das deutſche Volk in ſeiner Mehrheit einen
Strich unter die Vergangenheit. Die traurigſte Epoche
in Deutſchlands Geſchichte, die Novemberſchmach hat
ihren Abſchluß gefunden.“ Die „Allgemeine Zeitung
für BitterfeldDelitzſch, die Ende März neu gegründet,
trat dagegen entſchieden für den Volksblock der deut
ſchen Republik ein. Der Zörbiger Bote“ aber hat zu
den Reichspräſidentenwahlen ſtändig Artikel zugunſten
Jarres bezw. Hindenburgs gebracht, und den einzigen
Artikel, den ein dortiger Republikaner zugunſten Hell
pachs einſandte, derart verſtümmelt, daß er ſeinen
Zweck verfehlte. Eine Stellungnahme zugunſten des
Reichsblocks wurde nicht zugegeben, vielmehr bemühte
man ſich, ſich das Mäntelchen der Unparteilichkeit um
zuhängen. Jetzt hat nun endlich bei der zweiten Wahl
das genannte Blättchen ſeine Maske gelüftet, und iſt
von einer politiſchen Neutralität keine Rede mehr!
Keineswegs dürfen aber wir überzeugten Republikaner
an der Jdee der Demokratie und des Volkſtaates ver
zweifeln, ſondern erſt recht mit allen Kriſe dafür

WeEcreuerung

des Abonnements für den nächſten Monat

bei einem Poſtamt
oder bei einem Briefträger

J Kchertunſeren Leſern dieungeſtörte Weiterlieferung

Für Beſtellungen, die nach dem 25. eines
Monats beim Poſtamt aufgegeben werden,

erhebt dieſes eine Sondergebühr von 20 Pfg.

zRettet die Jugend!
Durch das ſchamloſe Auftreten der Jugendlichen

und Halbwüchſigen im letzten Wahlkampf ſieht der
RPeichsbund Deutſcher Demokratiſcher
Jugend n veranlaßt, mit folgender Erklärung an
die Oeffentlichkeit zu treten:

Der Wahlkampf um die Reichspräſidentenſchaft der
Deutſchen Republik iſt überall äußerſt ſcharf und leiden
ſchaftlich geführt worden, insbeſondere in den letzten
Tägen vor der Entſcheidung hatte der Wahlkampf
Formen angenommen, die man nur als wider
wärtig und eines reifen und ernſten Volkes in
keiner Weiſe würdig bezeichnen kann. Es iſt
allgemein bekannt, daß die traurigen Auswüchſe des
politiſchen Kampfes im weſentlichen auf das Treiben
halbwüchſiger, unreifer und krakeelſüchtiger Burſchen
Und Kinder zurückzuführen ſind. Darum fühlen wir
uns verpflichtet, an alle einſichtigen Staatsbürger ein
Wort der Aufklärung zu richten.

Die politiſche Betätigung der Jugend wird in der
Oeffentlichkeit vielfach als ſinnlos, überflüſſig und auf
Grund der Vorkommniſſe im letzten Wahlkampf wahr
ſcheinlich als geradezu gemeingefährlich und
ſüttenverderbend angeſehen. Wir wiſſen uns
eins mit vielen Tauſenden ernſthafter Menſchen der
politiſchen Jugendbewegung aller Richtungen, indem
wir erklären Auch die erdrückende Mehrzahl
der deutſchen Jugend wendet ſich voller
Ekel und Entrüſtung ab von den Taten
oder Untaten verantwortungsloſer und
mößleiteter Jugendlicher, gleichviel, inwelchem Parteilager dieſe Subjekte ſtehen. Es iſt aber
notwendig, nie unterſcheiden zwiſchen der
wertvollen politiſchen Selbſterziehungsarbeit, wie ſie
in faſt allen Bünden der Jugend getreu der Tradition
der geſchichtlichen Deutſchen Jugendbewegung geleiſtet
wird, und jenem rein demonſtrativen und mitunter
terroriſtiſchen Treiben Halbwüchſiger. Die wahre Ur
ſache dieſer bedauerlichen Erſcheinungen liegt leider in
der bewußten Verbiegung und Mißleitung des reinen
ehrlichen Jugendwollens durch gewiſſenloſe Partei
jugendpflege Und maßloſe politiſche Aufhetzung. Ein
gerüttelt Maß von Schuld trägt auch eine ganz be
ſtimmte Preſſe die Tag für Tag durch Verleum
e zur Vergiftung der politiſchen Atmoſphäre bei
rägt.

Die Auswüchſe von Wahlkämpfen dürfen aber nicht
hinwegtäuſchen über die ſachliche Einſtellung der wahr
haft politiſchen Jugendkreiſe Was hier in den ver
ſchiedenſten Bünden getan wird, iſt in der Oeffentlich

kennt, weiß, daß hier voller Hingabe um die Ein
ſtellung zum Staat und zur Politik bis in alle Einzel
fragen hinein gerungen wird. In kleinen, völlig ſelb
ſtändigen Gruppen iſt der beſſere Teil der deut
ſchen Jugend ſtrebend bemüht, eine politiſche
Lebensanſchauung der Freiheit und der
Selbſtver antwortung ſich zuer arbeiten
Im ſtillen und abſeits vom Lärm der Gaſſe wächſt die
junge Demokratie heran.

Derartige ſelbſtändige politiſche Lernarbeit und
Willensbildung der Jugend iſt notwendig und be
grüßenswert. Hier, bei dieſer Jugend liegt der An
fängspunkt für eine Erneuerung der partei

politiſchen Kampfesmethoden und darüber
hinaus für eine Erneuerung des politiſchen Lebens in
Deutſchland überhaupt. Es gibt eine Jugend,
die ihre ganze Liebe und ihr reinesWollen einer vernünftigen deutſchen
Politik und dem Aufbau und Ausbau
der demokratiſchen Republik widmen
will. Namens dieſer Jugend erklären wir:

Jede Parteipolitik iſt von der Jugend bis zum
20. Lebensjahre unbedingt fernzuhalten.

Jugendliche unter 18 Jahren ſind zur Beteiligung
an Verſammlungen und Demonſtrationen nicht be
rechtigt.

Jeder junge politiſche Menſch hat die Pflicht, auf
verhetzte und fanatiſierte Kameraden mit allen
Mitteln einzuwirken

Die Eltern, Lehrer und alle Führer der Jugend
haben die Pflicht, die Jugend in einem Geiſte der
Verſöhnung und der gegenſeitigen Achtung und der Volksgemeinſchaft zu erziehen.

Die Oeffentlichkeit hat die Pflicht, alle ſachlich,
alle wahrhaft national und ſtaatsbürgerlich gerich-
teten Beſtrebungen der Jugendbewegung intenſiv zu
befürworten und zu fördern.

Der Bundesvorſtand.
gez. Lemmer und Gißling.

Adelsgenoſſenſchaft und Georgs-

ritter.
Eine Auseinanderſetzung. Herr v. Berg

und Herr v. Duſſel.
Wir mußten uns vor kurzem mit der

„Deutſchen Adelsgenoſſenſchaft“ beſchäf
tigen, deren „Adelsmarſchall“, Herr v. Berg Mar
kienen, früherer Chef des Zivilkabinetts Wilhelms II.
die Dreiſtigkeit hatte, den ehemaligen Reichskanzler
Marx als einen Vertreter der Internationale des
Sozialismus“ zu bezeichnen, der „von jüdiſchem Geiſte
geleitet wird. Jetzt wendet ſich auch das Nachrichten
blatt des hohen deutſchadligen Ritterordens von
St. Georg, das Marx' lauterſte Motive und heiße
Sorge um Deutſchlands Zukunft anerkennt, in der
ſchärfſten Weiſe gegen die Adelsgenoſſenſchaft. Das
amtliche Organ der Ordensregierung ſagt:

„Die denkbar un geſchickte und unkluge
Leitung der Adelsgenoſſenſchaft, die esfertig gebracht hat, ſich öffentliche Angriffe aus
allen Lagern von den Deutſchnationalen bis zu
den Sozialdemokraten und nicht zule tzt aus
den Reihen des deutſchen Adels ſelbſt zu
zuziehen, zwingt uns aber zu der vorſtehenden Er
klärung. Wir ſind im Gegenſatz zu der Adels-
genoſſenſchaft völlig unpolitiſch. Die unſerer
Inſtitution zugrunde liegende, dem Evangelium ent
ſproſſene Lebensanſchauung ſchreibt uns vielmehr
die Verſöhnung aller Gegenſätze vor Schon
aus dieſem Grunde lehnen wir jeden Angriff gegen
die Adelsgenoſſenſchaft ab, ſolange ſie uns in ihrer
Allerweltsſtänkerei nicht zwingt, als ritter
liche Jnſtitution zur Wahrung unſerer Würde auf

das allerſchärfſte vom Leder zu ziehen.
Die Abdelsgenoſſenſchaft ſoll ſich aber dies zur
Beruhigung a er derer, die bei uns Beſchwerde
führen geſagt ſein laſſen, daß da, wo das St.
en r hinhaut, kein Gras mehrä

H err von Berg jüdiſcher Herkunft iſt
oder nicht, iſt für uns
Wir können uns auch mit ſeiner unglück
lichen Perſ on ſo lange nicht beſchäftigen, wie
Seine Majeſtät der Kaiſer und König in Seiner
Höheren Erkenntnis dieſen Herrn in Allerhöchſt
ſeinem Schatten zu dulden die unendliche Gnade hat.
Weiter wenden ſich die Georgsritter dann noch gegen

den Vorſitzenden der Hamburger Adelsgenoſſenſchaft
v. Duſſel, wenden ſich gegen ſeine „haarſträubende
Unverſchämtheit“ Und verſprechen, dem unſauberen
Patron ein für allemal ſein ſchmutziges Handwerk zu

I

legen“,

Bubenſtücke.
Eine imfame deutſchnationale Hetzkampagne gegen

Oeſer und die Reichsbahn
Eine deutſchnationale Clique hat gegenwärtig einen
Sturmangriff gegen den Direktor der Deutſchen Eiſen
bahn geſellſchaft Oeſer, organiſiert. Am 17. April
eröffnete den Kampf der deutſchnationgale Abgeordnete
Eugen Roth mit einem Artikel „Was geht in der
Deutſchen Reichsbahn vor?“ Herr Roth iſt in der
Chronique skandaleuse der deutſchen Parteipolemik kein
Fremder mehr. Er hat als württembergiſcher Poſt
heamter ſeine Kaxrriere begonnen ſchied „plötzkich“ aus
dem Dienſte, kam über das „Deutſche Volksblatt“, dem
Stuttgarter Zentrumsorgan, zur Demokratiſchen Partei,
biederte ſich bei Konrad Haußmann an, verſuchte ſich
jämmerlich Schiffbruch. Dieſe Vergangenheit er iſ
inzwiſchen nach vergeblichen Anbiederungsverſuchen an
die Sozialidemokratie deutſch nationaler Ab-
geordneter im Preußiſchen Landtage geworden
als Gründer einer Siedlungsgenoſſenſchaft und erlitt
e ihn ſicher zum Kritiker des Generaldirektors
Oeſer. t

So begann unſer Eugen Roth im „Deutſchen“ die
Kampagne mit der Frageſtellung: „Was geht in der
Deutſchen Reichsbahn vor?“ Jn der deutſchnationglen
„Börſenzeitung“ plagiiert und vergröbert Ri s Peter-
ſen, ſein intimſter Freund, wenige Tage ſpäter den
Artikel Roths mit allen Schreibfehlern und gibt ihm
die fünkelnagelneue Ueberſchrift: „Was geht bei der
Reichsbahn vor?“ Am ſelben Tage ſtellt der brabe Nis
Peterſen in der Deutſchen Zeitung die dem Nivegaun
dieſes Blattes angepaßte Frage: „Jſt etwas faul in der
Reichsbahnverwaltung?“ Am 25. April entdeckt die
„Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung“ „merkwürdige Vor
gänge bei der Reichsbahn“ und ſtellt die Bankrott-
erklärung des „Reichsbahnvorſtandes“ wegen zu ge
ringer Aufträge für die Induſtrie in freundliche Aus
ſicht. Am gleichen Tage druckt die Deutſche Tages
zeitung“ einen einſchlägigen Artikel unter der Spitz
marke Haben wir noch eine deutſche Reichsbahn aus
der Politiſchen Wochenſchrift ab. Am 22. April be
ſchuldigt der biedere Mann aus dem Frieſenland das
Direktorium der Reichseiſenbahngeſellſchaft in den
„Augsburger Neueſten Nachrichten einer ſozialiſtiſchen
Mißwirtſchaft“ offenbar in dem frohen Glauben, daß
eine ſo naive Lüge im dunklen Bavern veſonders
zieht. Am 25. Apil veröffentlicht das kommuniſtiſche
„Rote Echo“ die Zuſchrift eines „Eiſenvahners“ der
lebhaft an den alten ehrlichen Seemann von der Water
fant erinnert, der die Angriffe Nis Peterſens faft wört
lich plagitert und nur in konmuni ſt ſche r

eit wenig bekannt. Wer aber wirklich die Jugend Phraſeologie aufm acht. Man kann es nicht
behaupten aber auch nicht ausſchließen, daß ch der

ſt. Ob der Vorſitzende der Adelsgenoſſenſchaft,

vhne jeden Belang

Jntimus von Herrn Roth, Nis Peterſen, einen Bier
ulk mit dem tüchtigen Redaktionsſtab des „Echo“ e
leiſtet hat. Am 26. April vrakelt die Streſemann-
ſche Zeit über das „Geheimnisder Reichs
bahn und fügt ſich harmoniſch dem Reigen an, den
der Stegerwaldſche Deutſche eröffnet hat. Am I. Mat
greifen die Leipziger Neueſten Nachrichten das Thema
auf und deuten an, daß Prinz Viktor von Yſen
burg Königsmacher in der Reichsbahngeſellſchaft ſein
möchte und ſein Kandidat der Miniſterialdirektor in
der Hauptverwaltungsſtelle der Reichsbahn Hammer
ſei. Aber das Blatt wirft ſeine Bedenken ſind ſicher
erheblich dem prinzlichen Drahtzieher den Knüppef
zwiſchen die Beine: „Ueber die Perſon Yſenburgs ſelbſt
und die Intereſſen dieſer vertritt gehen
ſehr verſchiedene Gerüchte um. Auf jeden
Fall iſt der Prinz eine Privatperſon Das klingt
als ſollte ſchon jetzt der Möglichkeit vorgebeugt werden
den Prinzen eines ſchönen Tags mit Mitgliedern ehe
mals regierender Häuſer in eine Reihe zu ſtellen. Viel
leicht machen die Leipziger Neueſten Nachrichten dieſes
gewiſſermaßen private Warnungszeichen für die Oeffent
lichkeit etwas verſtändlicher und ſprechen ſich über die
„Gerüchte“ aus, die über den Prinzen umlaufen,

Mit welchen verwerflichen Mitteln die Kampagne
gegen Oeſer geführt wird, dafür geben zwei böse
willig ausgeſtreute Gerüchte ſvrechendes
Zeugnis Vor kurzem iſt die deutſche Reichsbahn
geſellſchaft von einer bekannten Telegraphen
agentur gefragt worden, oh die Meldung der
„Oldenburgiſchen Landeszeitung“ richtig ſei, daß Oeſer
Selbſtmord verübt habe. Weder hat er
Selbſtmord verübt, noch hat die Olb en
büraiſche Landeszeitung“ eine derartige
Meldung gebracht. Ferner wird gefliſſentlich in
Eiſenbahnkreiſen das Gerücht ausgeſprochen Oeſer habe
79 Miblionen unterſchlagen, und deshalb könnten die
Löhne der Arbeiter und Beamten nicht erhöht werden
Für die nicht ganz Dummen hat man eine andere Ver
ſion, nämlich die, daß Heſer ein Defizit von 70 Mille
lionen Mark gemacht habe und aus Scheu vor der Ver
antwortung ins Ausland geflohen ſei. e

Alle Anarxiffe haben einen gemeinſamen Start; ſie
knüpfen an den Erholungsüurlaub Oeſers an und
deuten ihn gls den Anfang ſeines Endes Daß Deſer
in ſeinem Pflichteifer die Referenten ſogar an ſein
Krankenbett kommen ließ. wird als Beweis ſeiner J
validität ausgedeittet. Alle dieſe geſuchten Konſtrefktio
nen, die den Eindruck beſonderer Vertroutheit mit den
Jnterng der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft machen
ſollen ſind aus den Fingern geſo gen. Der
Verfaſſer iſt ſo wenig im Bilde, daß er wichtige ſich
ſtets wiederholende Eigennamen grundſätzlich falſch
ſchreibt. Die einfache Wahrheit iſt. Generaldirektor
Oeſer hat ſich gründlich erholt. Er wird in gller Friſche
ſeine Amſtsgeſchöfte am 25. Mai wieder übernehmen.
Die heulenden Preſſederwiſche und der nach der Mei
nung der Leipziger Neueſten“ zweifelhafte Prinz

mühen ſich umſonſt. S
Flug demokratiſcher Miniſter

nach Deſſau.
Die Weiterentwicklung unſeres Flugweſens wird S

durch die Beſtimmungen des Verſailler Vertrages ſtark
gehemmt; neuerdings jedoch iſt eine Steigerung des
deutſchen Flugverkehrs zu verzeichnen, beſonders bei
unſeren beiden größten Flugzeugwerken, Junkers und
AeroLloyd. Der deutſche Luſtverkehr Uunterſteht dem
Reichsverkehrsminiſterium, für Preußen dem Preußi
ſchen Handels miniſterium. Vor einigen Tagen ſind der

preußiſche Miniſter für Handel und Ge
werbe Herr Dr. Schreiber Halle, un
preußiſche Finanzminiſter Herr Dr. ö
Aſchoff, in einen JunkersFlugzeug nach 8
geflogen, um die dortigen Junkers- Werke zu
ſichtigen. Trotz böigen Wetters gelang die Fahrt
züglich, und nahmen die beiden Miniſter ausgez
nete Eindrücke von den Junkers Werken mit,

R

Die Heimarheitsansſtellung

in Berlin.Am Dienstag dem 28. April, wurde in Berlin in
den Ausſtellungshallen am Lehrter Bahnhof die von
der Geſellſchaft für ſoziale Reform veranſtaltete Deut
ſche Heimarbeits- Ausſtellung eröffnet. Sie ſoll dazu
dienen der Oeffentlichkeit ein Bild von der jetzigen
Lage der Heimarbeit zu vermitteln und dadurch u
gleich Zeugnis abzulegen von den großen Wandlüngen,die die Heimarbeit im Laufe der letzten Jagrzehnte W
erfahren hat. Die Veranſtaltung iſt keine einſeitige
Elendsausſtellung. Sie zeigt vielmehr mit größtmög
licher Objektivität die verſchiedenen Arten und Möglich
keiten der Heimarbeit und ihre Bedeutung fü die deut
ſche Volkswirtſchaft. Als Ausſteller ſind vor allem die
Drei großen Richtungen der Gewerkſchaften t nennen
ſowie der Verband katholiſcher Vereine erwerbstätiger
Frauen und Mädchen, die gemeinſam den großren Teil
der Ausſtellungsgegenſtände beſchaffen. Dazu kommen
noch einige Wohlfahrts und Frauen-Organiſattonen,
ſowie verſchiedene Gewerbeauſſichtsämter, Fachaus
ſchüſſe und Arbeitsnachweiſe. Mehrere Gewert ſchaften
lieſerten eigens für die Ausſtellung zuſammengeſtellte,
eingehende Berichte über die Lage der Heimarbeit in
den verſchiedenen Gegenden Deutſchlands Beſonderes
Intereſſe erwecken die an den Ausſtellungsgegen ſtänden
jeweils angebrachten Angaben über die Bezahlung die
durchaus keine einheitliche innerhalb der glichen n
duſtriegruppe iſt. Die Stundenlöhne ſchwanken zwiſchen
902 und 010 M. Sie ſind am geringſten in der Tertil
induſtrie Schleſiens und des Erzgebirges, in der Nürn
berger Spielwaren Induſtrie und bei einigen Arbeiten
der Holzinduſtrie (Herſtellung von Oſterkörbehen) Gün
ſtigſie Löhne finden ſich z. B. in der Solinger Stahl
warenInduſtrie, in Teilen der Berliner Konfektion
und der oberbayriſchen Herrgotts-Schnitzeret alſo bet
hervorragend qualiſtzierter Arbeit. Die Einwirkung
der Tarife auf die Lohnhöhe iſt unverkennbar Wo
ſtarke Organiſationen vorhanden ſind, wird beſſer ge
zahlt als dort, wo ſolche fehlen. Die Ausſtedung der
Arbeitserzeugniſſe wird häufig noch durch photo
gräphiſche Aufnahmen der Wohn und Arbe tsſtätten
ergänzt. Dabei zeigt ſich, wie oft in der Praxis das
Kinderarbeitsverbot durchbrochen wird! Die Aus
ſtellung dauert bis zum 15. Mai. Sie kann leider
keinesfalls verlängert werden, da die Räume danach
anderweitig in Anſpruch genommen ſind. Der Beſuch
kann allen denen, die am Stande und Erzsehen der
deutſchen Volkswirtſchaft intereſſifert ſind, nicht ein
dringlich genug empfohlen werden.

Völkerbund und Oiftgagkrieg.

Die vom Völkerbund eingeſetzte einſtweilige Kom
miſſion für Rüſtungsbeſchränkungen hat einen veſon
deren Ausſchuß zur Prüfung des Giftgaskrieges ein
geſetzt, der ſich aus hervorragenden Wiſſenſchaftlern
verſchiedener Länder (vertreten ſind u. a. Frankreich,
Deutſchland Amerika. Dänemark) zuſammenſetzte und
in Juli 19210 das Ergebnis ſeiner Beratungen als
Völkerbundsbericht veröffentlichte. Dieſer Bericht ver
dient wegen ſeiner ſtrengen Sachlichkeit die Beachtung

ifiſttſ Ex enthältaller Kreiſe, auch der nicht pazifiſtiſchen.
irkungen der bisher ereine genaue Beſchreibung der Wirkungen der

Prohten Giftgaſe, die er in Reisgaſe Tränen und



sBlaſenerzeugende Gaſe), Erſtickungsgaſe Urch eigent
liche Giftgaſe einteilt, ferner eine Aufzählung ihrer
Wirkungen auf Menſchen Tiere, Pflanzenwelt und
Bodenſchätze, ſchließlich die bisher vorhandenen Schutz
mittel und deren Entwicklungsmöglichkeiten.

Die Zuſammenſetzung der Kommiſſion und die
ganze Form des Berichtes bürgen dafür, daß ſeine
Verfaſſer frei von jeder politiſchen oder gar pazifiſti
ſchen Tendenz ſind. Rein objektiv waren ſie genötigt,
feſtzuſtellen, daß die Giftgaswaffe, deren Gebrauch im
nächſten Kriege unbeſchränkt möglich ſein wird, die
furchtbarſten Wirkungen hervorbringen und vor allem
Die geſamte Zivilbevölkerung, Greiſe, Frauen und
Kinder, mit in das allgemeine Verderben hineinziehen
wird. Die Berichterſtatter geben zu, daß die bisher
vorhandenen Schutzmaßnahmen völlig unzulänglich
ſind, und daß ihnen bis jetzt nicht klar iſt, auf welche
Weiſe ein wirklicher Schutz gegen die Gaswaffe an
gewendet werden könnte, da es notwendig ſein würde,
Die geſamte Bevölkerung ſtändig unter Schutzkleidung
zu halten, eine praktiſch, ſowie finanziell völlig un
durchführbare Maßnahme Der Bericht gibt dann auch
vffen zu, daß uns als einziger Ausweg nur die Hoff
nung bleibt, daß Mittel gefunden werden,
Schutze der Zivilbevölkerung ausreichen werden In
jedem Falle betont er die Notwendigkeit, weiteſte
Volkskreiſe mit den ſie im Kriegsfalle bedrohenden Ge
fahren bekanntzumachen.

Der Bund der Kriegsdienſtgegner (Geſchäftsſtelle
Bexlin C Gipsſtr. 16) verbreitet jetzt eine deutſche
Ueberſetzung dieſes Berichtes, die für 15 Pfennig porto
frei bezogen werden kann.

Das engliſche Auswärtige Amt
halt einen Ausſchuß eingeſetzt, dem es obliegt, unter
den jungen Männern, die beabſichtigen, in den diplomatiſchen und den Auslandsdienſt einzutreten, nach
ihrer Eignung eine Auswahl zu treffen, bevor ſie zu
dem Examen zugelaſſen werden, das über ihre An

nahme entſcheidet.
Es iſt intereſſant, daß dieſem Ausſchuß der aus

fünf Mitgliedern beſteht, zwei Perſönlichkeiten an
gehören, die eine hervorragende Rolle in der engtiſchen
Friedensbewegung ſpielen Die eine iſt Arthur Pon-
ſonby, der Mitarbeiter der „Foreign Affairs“ und
Unterſtaatsſekretär im Auswärtigen Amt in der Re
gierung Macdonalds. Erſt kürzlich, auf der Oſtertagung
der Arbeiterpartei, hat er die engliſche Arbeiterſchaft
zum Pazifismus auſgerufen und geſagt, daß er im
ganzen Lande herumreiſe, um junge Leute auf
zufordern, ſich in die Liſten der Kriegsdienſtverweigerer
einzutragen

Neben ihm gehört James H. Hudſon, der Geſchäſts
führer des engliſchen Friedenskärtells, des NarionalEouneil vor Prevention of War, dem Ausſchuß des

Auswärtigen Amtes an. Hudſon war während des
Krieges wegen Kriegsdienſtverweigerung zwei Jahre
tm Geſängnis. Auch er gehört der Arbeiter-Partei an.
Es iſt bemerkenswert, daß ſich die konſervative engliſche
Regierung bei der Auswahl ihrer Beamten für den

Alswärtigen Dienſt von zwei ſo radikalen Pazifiſten
Und Mitgliedern der Oppoſitionspartei be n

Verſicheruugsgewerhe Cthieds

e ſpruch abgelehnt!
D. M. Der in dem Gehaltsſtreit der Angeſtellten
organiſationen mit dem Arbeitgeberverband deutſcher
Verſicherungsunternehmungen unter dem unparteiiſchen
Vorſitz des Oberverwaltungsgerichtsrats Dr. Lindenau
gefällte Schiedsſpruch, der eine Erhöhung der Gehülter

um 10 Prozent vorſah, iſt von den Angeſtellten
Hrganiſationen angenommen, vom Arbeitgeberverband
abgelehnt worden. Der Gewerkſchaftsbund der An

eſtellten hat die Verbindlichkeitserklärung des Schieds
pruches beim Herrn Reichsarbeitsminiſter beantragt.

Die in der Schlichtungsordnung vorgeſehene Verhand
lung vor der Entſcheidung des Herrn Reichsarberts

miniſters ſollte am Mittwoch, dem 6. d. M., unter Vor
ſitz des Herrn Oberregierungsrats Kuttig im Reichs
arbeitsminiſterium ſtattfinden.

Der O zu Handels und Zoll
politik.

Die führenden Jnſtanzen des freiheitlich- nationalen
Gewerkſchaftsbundes der Angeſtellten kamen zu einer
Sonderkonferenz zuſammen und nahmen u. a. dieſes
mal zur deutſchen Handelspolitik Stellung. Die Be
teiligung der Führer an den letzten Handelsvertrags
verhandlungen wurde beſonders begrüßt und gleich

zeitig die noch ſtärkere gleichberechtigte Mitwirkung der
Arbeitnehmerſpitzenorganiſationen gefordert. Die
Tagesordnung beſchäftigte ſich ferner mit der Zoll
politik und dem Tarifvertragsrecht. Jhren Niederſchlag
finden die entſprechenden Referate in diesbezüglichen
Entſchließungen, die wir hiermit unſeren Leſern im

Wortlaut bekanntgeben:
1. Händels und Zollpolitik.

Der GDA begrüßt und unterſtützt eine Handels
politik die den Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft und
den Wiederanſchluß Deutſchlands an den Weltmarkt

die zum

fördert. Er wendet ſich aber mit aller Schärfe gegen
handelspolitiſche Beſtrebungen, die zu einer Monopol
und Protektions wirtſchaft zugunſten einzelner Wirt
ſchaftskreiſe führen und beanſprucht, beſonders bei
Handelsvertragsverhandlungen, ſtärkere gleichberech
tigte Mitwirkung der Gewerfſchaften.

Die Zollpolitik muß den Geſamtintereſſen des deut
ſchen Volkes Rechnung tragen und den Hunderttauſen
den von Arbeitsloſen Arbeit und Lohn verſchaffen.

2. Tarifrecht und Tarifvertragsgeſetz.
Die Auswirkungen des Wirtſchaftskampfes zwiſchen

Mbeitgeber und Arbeitnehiner erhärten immer mehr
die zwingende Notwendigkeit der umfaſſenden Rege
lung des Tarifrechts durch ein Tarifver-
tragsgeſetz.

Das Geſetz muß an dem Grundſatz der Ungab
dingbarkeit tariflicher Vereinbarungen feſthalten,
den Begriff der Tariffähigkeit im Einklang mit den in
der Verfaſſung verankerten Arbeitnehmerrechten in feſte
Form bringen Und die in der Ausbildung ſtehenden
Arbeitskräfte in ſeinen Wirkungskreis einbeziehen.

Republikaner! Flaggen!
Am 12. Mai, an dem Tage, an dem der neue

Reichspräſident Hindenburg unter der
ſchwarz rot goldenen Fahne den Eid auf die Weimarer
Verfaſſung leiſtet, heraus mit unſeren Reichsfarben!
Flaggt alle Schwarz-Rot-Gold!

Aus den Varteten.

Im Reichstag
iſt ein mit Ausnahme der Kommuniſten von
allen Parteien unterzeichneter Antrag auf Erhöhung
der Penſion der Witwe des Reichspräſiden-
ken eingegangen. Dazu wird uns mitgeteilt, daß die
Anregung zu dieſem Geſetzentwurf vom Rei ch 8
frauenausſchuß der Seutſchen Demokra
tiſchen Partei ausgegangen iſt.

Die Forderungen der Flüchtlings
ſiedler-

Vor wenigen Tagen fand im früheren Herrenhauſe
zu Berlin eine Verſammlung der aus Polen ver
triebenen Anſiedler unter Führung des Anſiedler
Siedlungsbundes und ſeines Vorſitzenden HerrnHeupel ſant In den mehrſtündigen Verhandlungen
wurden viele und erbitterte Klagen der Anſiedler laut.
Es wurde darauf hingewieſen, daß den Anſiedlern
nach Beendigung des Krieges von maßgebenden
Stellen des Reiches und der Länder dringend nahe
gelegt worden ſei, ſich möglichſt lange in den von Polen
beſehten Gebieten zu halten und nur der Gewalt zu
weichen, da nur dann die Vorausſetzung völliger Ent
ſchädigung vorhanden ſei. Ein großer Teil der Siedler
hät ſich danach gerichtet, beklagt ſich nun aber aufs
ſchmerzlichſte darüber, daß die volle Entſchädigung aus
geblieben iſt. Jn einer einſtimmig angenommenen
Entſchließung würde betont, daß Tauſende von An
ſiedlern zum Zwangsverkauf ihrer mühſam erworbe
nen Wirtſchaften gezwungen werden, wenn ihnen nicht
die letzten. Nachentſchädigungen vollſtändig ausgezahlt
werden. Ohne das genügende Kapital können die
Siedler, zumal in ihren ſchwierigen c Merget
nicht erfolgreich produzieren, da ihnen noch in großem
Umfange das notwendige Vieh, Inventar uſw. fehlt.
Die Entſchließung macht zur Regelung des Ent
ſchadigungsweſens den Vorſchlag einer Verrechnung
der den Siedlern zuſtehenden Gebäudeentſchädigung.
In der Debatte ergriffen auch Vertreter politiſcher
Parteien das Wort, darunter ſeltſamerweiſe auch ein
Deutſchnationaler und ein Kommuniſt, deren Parteien
doch gegen das von demokratiſcher Seite ausgehende
e geſtimmt haben. Der demokratiſche Abg. Meincke würdigte dies entſprechend
und empſahl im übrigen beſonders den Anſchluß an
eine n Organiſation, wie es der AnſiedlerSied
lungsbund iſt. Angeſichts des allgemeinen Intereſſes
an dem Blühen und Wachſen der Bauernbevölkerung
könnten auch die vertriebenen Anſiedler auf die Er
füllung ihrer berechtigten Forderungen rechnen.

die Verlängerung der Pachtſchutz
verordnung.

beſchäftigte am Dienstag einen Unterausſchuß des
X. Ausſchuſſes Der demokratiſche Abgeord
nete Roenneburg kämpfte für eine Dauerpacht
ſchutzregelung, wie ſie in anderen europäiſchen Ländern
bereits vorhanden iſt. Er begründete ſeinen Antrag mit
den geänderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen, die einen
ſozialen und wirtſchaftlichen Schutz des Pächterſtandes
unbedingt geboten erſcheinen laſſen. Jm beſonderen
erfordere auch die Notwendigkeit der landwirtſchaft
lichen Produktionsförderung, daß die Unſicherheit aus
dem Pachtrecht durch eine Dauerregelung erſetzt werde.

Unſere Mitglieder herzlich einladen.

Andernfalls würde Raubbau mit dem Boden getrieben
Der Landhunger, der zum Ausdruck komme in einer
geſteigerten Nachfrage und in unerträglichen Pacht
preiſen im freien Pachtverkehr, erwachſe aus der Tat
ſache, daß die Landbevölkerung nicht mehr, wie vor
dem Kriege, in andere Berufe (Beamtenſtellen, Jndu
ſtrie, Handel und Gewerbe) abſtrömen könne und
ſuchen müſſe, ſich auf dem Lande eine Exiſtenz zu
ſchäffen. Das dürfe nicht ausſchließen, daß auch die be
rechtigten Intereſſen der Verpächter bedacht werden
müßten. Es ließe ſich darüber reden, den Pachtſchutz
für die Großpachtungen anders zu geſtalten, als für
die Klein und Mittelpachtungen. Von ſozialdemo
kratiſcher Seite wurden dieſe Vorſchläge entſprechend
unterſtützt. Dagegen wandten ſich Abg. Weſtermann
(D. Vp.), v. Richthofen-Breslau (Dn.) und Herbert
(D. Vp.), die einen Abbau der Pachtſchützordnung ver
langten, um baldigſt das freie Spiel der Kräfte ſich
wieder auswirken zu laſſen. Alle Hinweiſe von der
anderen Seite, daß man das Bodenrecht nicht dem
Warenrecht gleichſetzen dürfe, und daß dieſes ſo
genannte freie Spiel der Kräfte die Vernichtung von
Hunderttauſenden von Pächterexiſtenzen bedeuten
würde, halfen nichts. In der Abſtimmung wurde
der demokratiſche und ein entſprechender ſozialdemokra
tiſcher Antrag, keine Befriſtung zur Pachtſchützordnung
vorzunehmen (alſo Dauerrecht) mit 6 gegen 5 Stim
men abgelehnt. Dafür ſtimmten nur Demokraten, So
zialdemokraten und Kommuniſten. Ebenſo wurde ein
Eventuälantrag Roenneburg, die Pachtſchutzordnung
wenigſtens Um fünf Jahre zu verlängern, um die Pro
duktion zu fördern, mit der gleichen Stimmenzahl ab
gelehnt. Angenommen wurde mit acht Stimmen bei
drei Enthaltungen ein Antrag Weſtermann (D. Vp.),

die Pachtſchutzordnung bis zum 30. September 1927 zu
4 verlängern. Der Stimme enthielten ſich der Vertreter
der Kommuniſtiſchen Partei und der der Bayriſchen
Volkspartei, ebenſo Abg. v. RichthofenBreslau, dem
offenbar auch dieſe Verlängerung noch zu weit ging.

Aus den Vereinen.

DeutſchDemokratiſche Frauengruppe, Halle.
Am 1. Mai ſprach Herr Landtags abgeordn e

ter Dr. Bohner über Gottfried Keller
Der Redner behandelte in ſeinen anregenden und inter
eſſanten Ausführungen Keller vornehmlich als Lite
raten, der die Aufgaben des Friedens erkannte, und als
Politiker
Die Verſammlung am Donnerstag, dem 14. Mai,

fällt gus wegen des Vortrages von Frau Dreiſing über
„FrauenNot und Frauen-Hilfe“, zu deſſen Beſuch wir

nſe (Näheres überdieſe Verſammlung an anderer Stelle dieſes Blattes.

gungdemokraten.
Unſer für Pfingſten in Altenburg geplanter Reichs
jugendtag iſt auf den 1. Auguſt 25 verſchoben worden.

Republikaniſcher Frauenbund.
Zuſammenkunft Montag, den 11. 5., 8 Uhr, im

Schwarzen Bär, Bärgaſſe. Rednerin: Grä
fin Dohna: „Die politiſche Lage“, Beſprechung über
Vereinsabzeichen.

SSS

Ueber „Frauen-Not und Frauen-Hilfe“
ſpricht Frau Dreiſing, geb. von der Goltz, Berlin,
Donnerstag, den 14. Mai, 8 Uhr abends im Gemeinde
haus, Albrechtſtraße 27. Alle Frauen, denen die Be
freiung unſeres Vaterlandes aus den Feſſeln des Alko
holismus am Herzen liegt, ſind dringend eingeladen.
Stadtverband der Evang. Frauenhilfe. Kreisverband
evang. JungmädchenVereine. Katholiſcher Frauen
bund. Verein für Geſundheitspflege. Guttempler
Frauengruppe. Studentinnen-Verein. Frauenhilfe für
GefangenenFürſorge. Jungfrauen-Verein der Bap
tiſten Gemeinde. Kinderpflegerinnen Schule des Dia

koniſſenhauſes. Vereintgung evangeliſcher Frauen
verbände.

Reue Bücher.

VPom vorigen zum nächſten Krieg.
Jm Verlage der Neuen Geſellſchaft erſchien vor

einigen Monaten unter obigem Titel ein Buch von
General Freiherrn v. Schoenagich, das die lebhafte
Aufmerkſamkeit aller Demokraten und Friedensfreunde
verdient. Der Autor iſt weiten Kreiſen gut bekannt,
da er, der einem alten Adelsgeſchlecht entſtammt und
den Weltkrieg als Regimentskommandeur mitgemacht
hat, durch die Erfahrungen von Krieg und Zuſammen
bruch überzeugter Demokrat und Friedensſfreund ge
worden iſt und den Mut veſitzt, in Wort und Schrift
für ſeine Ueberzeugung beſtändig einzutreten. Es ge
hört heute“, ſo ſagt Schoenaich mit Recht im Vorwort,
„viel mehr Mut dazu, gegen den Krieg zu ſchreiben,
als dafür Chauvinismus iſt heute geradezu ein
glänzendes Geſchäft.“

Jn dem Buche, zu dem der franzöſiſche General
Percin und der engliſche General Hamilton Vorworte
geſchrieben haben, wird der Geiſt des Militarismus
und der Gewalt behandelt, der die Welt bisher be
herrſchte und uns auch in den letzten Krieg getrieben

zugleich die Argumente der Kriegsfreunde glänzend
widerlegt, daß die menſchliche Entwicklungsgeſchichte
deutlich den Bund der Nationen vorausſehen läßt, und
daß die moderne Kriegstechnik und die engverſtrickte
Weltwirtſchaft Kriege künftig als Wahnſinn und Un
möglichkeit erſcheinen laſſen. Die Unvereinbarkeit der
Methoden der Gewalt mit den Lehren der Religion
des Friedens, des Mitleids und der Feindesliebe ſind
in einem feinen Kapitel. „Krieg und Kirche“, die
Unterlaſſungen der Pädagogik auf dieſem Gebiete in
„Krieg und Schule“ behandelt. Das große Schluß-
kapitel: „Der Krieg von 1930“ beſchreibt einen etwai
gen Zukunftskrieg, romanhaft in ſofern, als er noch
nicht Geſchehenes uns in erſchütternder Lebhaftigkeit
ſchildert, aber bitterſte Wahrheit aus dem Grunde, weil

um nichts wenigerein etwaiger kommender Krieg
grauenhaft ſein würde, als er hier von einem Fachmann
mit Meiſterhand gemalt wird. Denn „dieſer Vernich-
tungskrieg, den die europäiſche Politik vorbereitet, wird
an Schrecklichkeit den Weltkrieg ebenſo weit hinter ſich
laſſen, wie dieſer den deutſch-franzöſiſchen. Sein Ele
ment wird die Luft ſein, ſeine Waffe das Gift, ſein
en Ausrottung der feindlichen Nation. Der

au

ehe

ehe

Das Buch werden nachdenkliche und verantwor
tungsbewußte Leſer erſchüttert aus der Hand legen.
Hoffentlich werden ſie ſich dann geloben, jeder an
ſeinem Teil an der Entgiftung der Atmosphäre und
der Wegbereitung für den kommenden Menſchheits
frieden mitzuarbeiten. B. M. D.

Bei Unregelmäßigkeiten
in der Zuſtell des „Politi iſer“ vwir Luſt ſ n i Wegweiſer“ vitten

das zuſtändige Poſtamt
zu wenden und bei dieſem ibringen. j ihre Beſchwerde vorzu

Gräfin zu Dohna; für den Anzeigenteil und VerlagDeutſche Demokratiſche Partei. Sämtlich in Halle

die
„GenoſſemſchantgKorreſhondenz“

Mitteilungen des Seminars für Genoſſenſchaftsweſen an der Aniverſität Halle) iſt
April in ihren dritken Jahrgang getreten und hat ſich mit der Annahme eines

gefälligen Zeitſchriften Formats endgültig in ein wiſſenſchaftliches Organ verwandelt.
Ihr Erſcheinen iſt inſofern ein bemerkenswertes Ereignis in der ſozialwiſſenſchaft
lichen Literatur als damit das erſte Fachorgan erſcheint, das ſich ausſchließlich vom
wiſſenſchaftlichen Standpunkt mit dem geſamten Genoſſenſchaftsweſen und darüber
hinaus auch mit den übrigen ſozialen Organiſationen beſchäftigt.

Die Genoſſenſchafts- Korreſpondenz, die unter der Leitung ihres Begründers,
Profeſſor Dr. Ernſt Grünfeld, Halle, ſteht, des zugleich als Herausgeber der
Sammlung „Soziale e ver Gegenwart“ bekannt iſt, hat einen Le nd Freunden im Jn- und Ausland gefunden und eignet

niedrigen Bezugspreis von 5.- Mark (für ſechs Nummern) als
Studienbehelfe und Ergänzung für jeden Genoſſenſchaſter, Gewerkſchafter, Angehö
rigen eines Jntereſſenverbandes uſw. dem ſie neben der Lektüre ſeines Verbands
blattes eine willkommene Quelle der Anregung und Belehrung auf ſeinem In

am 1.

große Anzahl von Leſern
ſich bei ihrein

tereſſ So ein wird.
S ie Zeitſchrift, die in jeder Beziehung objektiv und unabhängig von Rich

tungen und Parteien gehalten wird, zählt zu ihren Mitarbeitern unker anderen
Profeſſor Dr. Julius Hirſch, Staatsſekretär z. D.; Dr. Willy Krebs, Berlin,
Leiter der ſtatiſtiſchen Abteilung des Generalverbandes deutſcher ländlicher Genoſſen

ildebrand, Generalreviſor des Raiffeiſenverbandes und Dozent
am Genoſſenſchaftsſeminar der Aniverſität Halle; Dr. K. Maier, Altonga, Syndikus
des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine; Dr. Dr. Meher, Berlin, Genoſſen

der Dresdener Bank; Profeſſor Dr. Hans Müller, Jena; Pro
Dozent Dr. S. Schilder, Wien; Dr. Th. Caſſau,Reudörfer, Wien, Verbandsanwalt; uſw.

ſchaften; Dr. K.

ſchaftsabteilun t
feſſor Dr. V. Totomjan

erlin; Profeſſor Dr. O.

Werbt
neue

Abonnenten
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ist eine im VI. Jahrgang erscheinende Monatsschrift, die
von Hans- Werner GyBling und Ernst Lemmer heraus-
gegeben wird. DER HEROLD ist bei einer ständigen
Mindestautlage von 5100 Exemplaren die größte, biltigste
und über das Reichsgeblet gleichmäßig verbreitete Zeit
schrift der Jjungdemokratischen Bewegung. DER HEROLD
ist in seinem bundespolitischen Teil das beschlossene
Blatt des Reichsbundes Deutscher Demokratiecher Jugend
und des Reiechsbundes Deutscher Demokratischer Stu-
denten. DER HEROLD Kostet vierteljähriich nur eine

Mark und kain auf jedem Postamt bestellt werden.
DER HEROLD bringt zurzeit Beiträge von Ernst Lemmer
über Republik und Reaktion im Kampf, Hans Werner
Gyßling über praktische Fragen der Jugendbewegung,
Heinrich Köeh über „Staatsgedanke und Wirtschaft-
Ernst Schein über elementare Wirtschaftsfragen, Walter
Goetz über Bismarck und die heutige Jugend, Martin
Hobohm über „Das alte, heilige Potsdam“, Alkons
Steiniger über „Europa“ uew. DER HEROLD verfügt
über einen besonderen Iiterarischen, einen studentischen
nd einen jugendpolitischen Teil Verlangen Sie ein

unberechnetes Probeheft von der

Herolcl-Verlugsgevellschuft m. h. H.

Berlin SW 11, Bernburger Straße 18.
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